
Xur Verfassung der spätantiken »Stadt« 

V O N F R I E D R I C H V I T T I N G H O F F 

W e r der Ents tehung der frühmit telal ter l ichen europäischen »Stadt« nachgeht, wird 
zumindest in jenem Raum, der f ü r Jah rhunde r t e römischer Herrschaftsbereich w a r 
und zahllose »Städte« gekannt hat, auf das sog. Kont inui tä t sproblem geführ t . In dieser 
mehrschichtigen und verwickelten Problemat ik hat m a n meist nur beiläufig darauf 
geachtet, ob und wiewei t frühmit telal ter l iche Städte unmi t te lbar oder mittelbar ge­
wisse Formprinzipien und Strukture lemente der spätrömischen »Stadt« übe rnommen 
haben. Freilich w a r die althistorische, vor allem deutsche Forschung der letzten Jahr ­
zehnte nur wenig bemüht , die Verfassung der spätrömischen Stadt genauer kennenzu­
lernen z \ so daß m a n heute noch auf die m e h r als ein halbes J a h r h u n d e r t alte grund­
legende und unentbehrl iche Materialvorlage von Liebenam (Städteverwal tung im 
römischen Kaiserreich 1900), die indes nur f ü r die freilich wichtigsten Quellen, die 
Kaiserkonst i tut ionen und Juristenzeugnisse, ausreichend ist, verweisen muß . 
So w u n d e r t man sich nicht, daß von dem insti tutionellen Gefüge , das die spätrömische 
»Stadt« in dem Augenblick des Einbruchs germanischer Stämme aufwies, uns allgemein 
nur die groben Umrisse bekannt sind. Das disparate Gebilde, das man oft als »römische« 
oder gar antike »Stadt« der frühmit telal ter l ichen gegenüberstell t , t rägt meist deutliche 
Spuren verschiedener Entwicklungss tufen der »Stadt« in römischer Zei t . U n d doch ist 
unschwer zu erkennen, daß sich die städtische Verfassungsstruktur im 4. und der ersten 
Hälf te des 5. Jh. , bedingt durch wirtschaftliche, gesellschaftliche und politische U r ­

1) Dieses erweiterte Referat wül lediglich in einer vorläufigen Skizze die verfassungsmäßige 
Grundstruktur einer spätantiken »Stadt« bis etwa zur Mitte des 5. Jh., d. h. bis zur Bildung 
eigenständiger germanisch­romanischer Staaten auf dem Boden des Imperium Romanum, 
darlegen. Da der Vortrag vor mittelalterlichen Historikern gehalten wurde, versuchte er, 
vornehmlich deren Fragen an den Althistoriker aufzugreifen. Der anschließenden Diskussion 
verdanke ich einige wichtige Problemstellungen. 
Abkürzungen: Theod. = Cod. Theodosianus; Iust. = Cod. Iustinianus. 
2) Für die Städte des griechisch­hellenistischen Ostens, aber auch allgemein für die Stellung 
der Stadt in römischer Zeit, sei auf das vorzügliche Werk von A. H. M. JONES , The Greek 
City from Alex, to Justinian (1940) ( = Jones) und auf die knappe, aber treffliche Zusammen­
fassung: The Cities of the Roman Empire (Recueils J. Bodin 6 La Ville 1954, 135 ff.) 
verwiesen. Vgl. auch The Cities of the Eastern Roman Provinces 1937. 
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Sachen, langsam wandelt. Daß hier autonome, von den Nordvölkern nicht unmittelbar 
beeinflußte Kräfte am Werk waren, lehren überzeugend die inneren Ordnungen der 
»Städte« des oströmisch­frühbyzantinischen Reiches mit der wachsenden Zurückdrän­
gung der Kurie und der gesteigerten Bedeutung des Bischofs und der großen Grund­
herren. Die spätrömische »Stadt« verrät bei allen wesentlichen und grundsätzlichen 
strukturellen Unterschieden und unabhängig von der Frage der Kontinuität gewisse 
Richtungstendenzen, die sie der frühmittelalterlichen »Stadt« annäherte. 
Wenn die Situation der Forschung noch völlig offen ist, so hat das nicht nur seinen 
Grund darin, daß jene Übergangszeit der abendländischen Geschichte durch die Ab­
grenzung verschiedener Universitätsdisziplinen immer noch ein wenig Niemandsland 
geblieben ist und im allgemeinen der Althistoriker, praktisch naheliegend, aber sachlich 
ungerechtfertigt, fast nur das Auslaufen einer geschichtlichen Linie, aber nicht zugleich 
auch den neuen Anfang in den Blick nimmt. Schuld trägt auch die Quellenlage. Sie ist 
einerseits unwahrscheinlich günstig, weil wir im Codex Theodosianus Kaiserkonsti­
tutionen der Jahre 312—438, die sich geringfügig noch durch Novellen und den Codex 
lustinianus ergänzen, und in den Digesten ausgewählte, maßgebliche Zeugnisse der klas­
sischen Jurisprudenz, die zudem häufig kaiserliche Verfügungen zitieren, kennen. 
Andererseits beleuchten solche »juristischen« Quellen verständlicherweise nur Teil­
erscheinungen der inneren Ordnung eines Gemeinwesens und geben entsprechend der 
römischen Gesetzestechnik keine genauen Kompetenzabgrenzungen zwischen den ein­
zelnen kommunalen Institutionen und zwischen ihnen und der herrschaftlichen Gewalt. 
Die reiche, vor allem patristische Literatur des 4. und 5. Jh. sagt nur wenig zu unserem 
Problem aus, müßte trotzdem einmal systematisch befragt werden. Leider schweigen 
ja auch zunehmend die Inschriften, unsere Hauptquelle für die Verfassung der Städte in 
der hohen Kaiserzeit, jedoch müßten auch hier insbesondere die Funde der letzten Jahr­
zehnte neu ausgewertet werden3). Wären nur die inneren Zustände Ägyptens, die wir 
aus den Papyri besser kennen, repräsentativ für jene des Reiches oder gar des latei­
nischen Westens — was sie eben nicht sind —, so hätte man wenigstens in ihnen einen 
dürftigen Ersatz. 
Man steht infolgedessen wie vor einer verfallenen römischen »Stadt«, die noch nicht 
in ihrem ganzen Umfang ausgegraben, deren Bebauungsplan jedoch an den Grund­
mauern der Häuser noch erkennbar ist. Denn die verfassungsmäßige Struktur einer 
spätantiken »Stadt«, freilich ohne gewisse regionale Unterschiede, ist in der Tat aus 
der trümmerhaften Uberlieferung nachzuzeichnen. 
Um aber die Verfassung einer solchen »Stadt« zu verstehen, sie schärfer zu umreißen, 
ist es m. E. zweckdienlich, sich nicht völlig auf die Spätzeit zu beschränken. Die Not­
wendigkeit, die Verfassung in ihrer historischen Entwicklung zu sehen und dadurch 

3) Ich habe weder die Inschriften noch die Literatur des 4. und 5. Jh. noch auch das 
archäologische Material für dieses Referat systematisch durcharbeiten können. 
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manche Mißverständnisse zu beseitigen, beweisen allein schon die sonst gewiß ver­
dienstvollen Untersuchungen von Planitz und Ennen , soweit sie sich über die Städte­
ordnungen des römischen Reiches äußern. 
In der hohen Kaiserzeit gab es neben anderen Verwaltungseinheiten eine Vielzahl ver­
schiedenartiger Stadtverfassungen, die — unterschiedlichen Ursprungs — in J a h r h u n ­
derten geworden oder von R o m neugegründet waren, römische, griechische, syrische, 
punische, gallische und viele andere. Ein allgemeines, einheitliches Stadtrecht w a r dem 
Imper ium wie etwa auch ein Reichsbürgerrecht unbekannt . Das hat te seine G r ü n d e 
darin, daß R o m seinen politischen Macht raum ohne einen großen Verwal tungsapparat 
regiert, nicht eigentlich verwal te t und, vielleicht nicht so sehr aus Phantasie­ und Hil f ­
losigkeit als aus politischem Instinkt, gewachsene Ordnungen hingenommen hat, 
solange sie f ü r römische Interessen gefahrlos waren oder mit sanftem Druck ohne viel 
Aufhebens im römischen Sinn umgebildet werden konnten. So w a r eine in ihren Voll­
machten freilich unterschiedlich eingeengte kommunale Selbstverwaltung das typische 
Baugesetz des römischen Reiches. 
Für die römische Führungsmacht , den römischen Staat, hat ten selbstverständlich allein 
die Kolonien und Municipien römischer Bürger ein römisches Stadtrecht. Diese 
»Städte« Italiens und der Provinzen stellten unte r den »Städten« des Reiches die ein­
heitlichste G r u p p e dar und waren mit ihren duoviri (— consules) und den anderen 
Magistraten, ihrem ordo (= senatus) und dem populus (= comitia) in zwergenhaf tem 
Maßstab ent fe rn te Abbilder der republikanischen O r d n u n g Roms. Kolonien und 
Municipien unterschieden sich in der Kaiserzeit eigentlich nur noch durch die Art ihrer 
Gründung , aber so gut wie überhaupt nicht durch ihre Verfassung Die Kolonien 
der Außenländer waren Siedlungsstädte ausgedienter Legionare (unter Augustus auch 
von Praetor ianern) , Municipien dagegen alte »Städte« (civitates iuris peregrini), die 
sich um die römische Sache verdient gemacht hatten, viele römische Bürger zu ihren 
Stadtbürgern zählten und insgesamt dafü r bürgten, eine römische Stadtverfassung ein­
zurichten. U n t e r solchen Voraussetzungen konnten derart ige Gemeinwesen nicht­
römischen Rechts in den Rang eines municipium civium Romanorum aufsteigen, in­
dem alle ihre Bürger kollektiv das Geschenk des römischen Bürgerrechts empfingen. 
Vom 2. Jh. n. Chr. ab wurden zunehmend »Städte« peregrinen Rechts, auch ohne daß 
römische Veteranen geschlossen angesiedelt wurden , und dazu auch römische Muni­
cipien, in römische Kolonien verwandel t . 
So entstanden an vielen Or ten des Imper iums in römischen Kolonien und Municipien 
neue Zen t ren römischer Lebensformen, weil die Provinzen durch römische Bürger 
friedlich durchdrungen wurden , Heer ­ und Handelss t raßen gesichert werden mußten , 
das römische Bürgerrecht immer weitere Kreise von »Fremden« er faß te und sich der 
Westen der Romani tas erschloß. 

4) Vgl. ZS Stift, rom. Abt. 1951, 439 ff. Rom. Kolonisation u. Bürgerrechtspolitik unter 
Caesar u. Aug. (Abhdl. Akad. Mainz 1951.) 
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Die römische Politik w a r jedoch aus vielerlei G r ü n d e n nicht nur darauf bedacht, 
»Städte« römischen Rechtes einzurichten, sondern überhaupt die eigene, städtische 
Siedlungsweise im Imper ium zu verbrei ten. Denn die »Stadt« in jederlei Form war die 
dem Bürger Roms gemäße Lebensweise, und alle römische wie auch hellenische Kultur 
blieb stadtgebunden. Durch die Gleichartigkeit seiner Stadtkul tur war das Reich 
lebensfähig. Eine städtische Aufgl iederung einer Landschaft unters tütz te auch die poli­
tischen Ziele der Römer . Die »Stadt« w a r ein klarer zu überschauendes politisches 
Gebilde, dem man eine überp rü fba re , insbesondere fiskalische Verantwortlichkeit 
zumuten konnte. Sie f o r m t e ein dem »Römer tum« gleichgestimmtes »Bürgertum«, 
einen bürgerlichen Geist, und befr iedete in jenen Gebieten, in denen alte Stammesart 
herrschte, die kriegerische Hal tung der Aristokratie, die bisher auf dem Lande und oft 
in Burgen lebte, verstärkte die Freude an den G ü t e r n der städtischen Zivilisation und 
schuf darüber hinaus f ü r Handel und Gewerbe neue Absatzgebiete. Die unterschiedlich 
gewähr te kommunale Selbstverwaltung städtischer Terr i tor ien sparte fü r R o m Kräf te 
der regionalen Überwachung und Regierung und erleichterte die Einziehung der 
Tributabgaben durch Einschaltung städtischer Behörden. So wurden in der ausgehen­
den Republik und unter den Kaisern neue, nichtrömische »Städte« oder stadtähnliche 
Siedlungen gegründet , die z. B. im griechischen Sprachraum einer Polis, im germani­
schen Limesgebiet einer gallischen Volksgemeinde glichen, sich also den örtlichen 
Gegebenhei ten anpaßten. 
Mithin hat die römische Politik auch ihrerseits dazu beigetragen, die vorgefundene 
Mannigfal t igkei t der Stadt typen noch zu verstärken. 
Alle diese Gemeinwesen waren in gewissem Sinn Selbstverwaltungseinheiten, wenn 
man mit Vorbehal t diesen modernen Begriff über t ragen darf . Aber die Eigenständig­
keit war juristisch und tatsächlich stark abgestuft . 
Als vornehmste Stadtart galten selbstverständlich die in ihrer Verfassung einheitlichen 
römischen Bürgerstädte, Kolonien und Municipien, die einzigen »Städte« im lömischen 
Rechtssinn. In ihrer Reihe hat ten wenige Kolonien das höchste Privileg des »italischen 
Rechts« (ius Italicum), das ' ) vor jedem Eingriff des Provinzialstat thalters und jeder 
Tributabgabe (tributum soli, tributum capitis) schützte. Den Bürgerstädten standen, 
wenn man hier einmal von der Zwischenstufe der Kolonien und Municipien latinischen 
Rechts absieht, die »Städte« der Nichtrömer , der »Fremden« (peregrini), gegenüber. 
Das Ausmaß ihrer Selbstverwaltung richtete sich nach ihrer Rechtsstellung gegenüber 
dem römischen Staat. Die civitas foederata, gleichgültig ob es sich um eine »Stadt« oder 
eine Volksgemeinde handelte, besaß eine durch einen Vertrag (foedus) garantier te 
Unabhängigkei t von Rom, die civitas libera, ein vom Kaiser verliehenes Freiheits­
privileg, das einseitig wider ru fen werden konnte . Beide »Staaten« genossen aber im 
Rahmen des römischen Herrschaf tsraumes nicht eine volle völkerrechtliche Souveräni­

5) Mit Ausnahme etwa in Sachen der Kapitalgerichtsbarkeit. 
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t a t , s o n d e r n n u r d a s V o r r e c h t , m i t e i g e n e r G e s e t z e s k o m p e t e n z i h r e i n n e r e O r d n u n g z u 

b e w a h r e n , sich se lbs t z u r e g i e r e n , d. h . d i e f o r m a l e I n t e g r i t ä t e i n e r S e l b s t v e r w a l t u n g s ­

e i n h e i t . Fre i l i ch h a t R o m n i c h t g e r a d e m i t a l l zu g r o ß e n B e d e n k e n » F r e i h e i t « u n d 

» B ü n d n i s « w i e d e r e n t z o g e n , w e n n es i h m o p p o r t u n e r s c h i e n 6 * . D i e u n v e r g l e i c h l i c h 

ü b e r w i e g e n d e M e h r h e i t a l l e r p r o v i n z i a l e n n i c h t r ö m i s c h e n » S t ä d t e « g e h ö r t e u n t e r d e m 

T i t e l v o n civhates stipendiariae o d e r tributariae z u m u n m i t t e l b a r e n H e r r s c h a f t s b e r e i c h 

des r ö m i s c h e n S t a a t e s u n d w a r e n als provincia, als A m t s s p r e n g e l , d e r u n e i n g e s c h r ä n k ­

t e n m i l i t ä r i s c h e n , z i v i l e n u n d j u r i s d i k t i o n e i l e n A m t s g e w a l t r ö m i s c h e r G o u v e r n e u r e 

u n t e r w o r f e n , d i e l ed ig l i ch an g e w i s s e R e g e l u n g e n d e s P r o v i n z i a l s t a t u t s (lex provinciae) 

g e b u n d e n w a r . D e r G r u n d u n d B o d e n d i e s e r G e m e i n w e s e n w i e n a t ü r l i c h a u c h d e r a l l e r 

» S t ä d t e « r ö m i s c h e n R e c h t s u n d d a m i t f a s t d e r g e s a m t e G r u n d u n d B o d e n des R e i c h e s 

w a r E i g e n t u m des r ö m i s c h e n S t a a t e s . D e r S t a t t h a l t e r w a r n a c h v ö l l i g f r e i e m E r m e s s e n 

b e f u g t , j e d e r z e i t in j e d e A n g e l e g e n h e i t s o l c h e r U n t e r t a n e n g e m e i n d e n e i n z u g r e i f e n , 

n a c h e i g e n e r W i l l k ü r j e d e f ü r n o t w e n d i g g e h a l t e n e M a ß n a h m e z u t r e f f e n . I s t so d e r 

s t a a t s r e c h t l i c h e Z u s t a n d b e d i n g u n g s l o s e r A b h ä n g i g k e i t v o m F ü h r u n g s s t a a t e i n d e u t i g , 

s o h a b e n d o c h a u c h d ie se G e m e i n w e s e n t a t s äch l i ch e i n e g e w i s s e k o m m u n a l e S e l b s t v e r ­

w a l t u n g a u s g e ü b t , u n d d ie r ö m i s c h e P o l i t i k h a t n i c h t d a r a n g e d a c h t , e t w a d i e v o r g e ­

f u n d e n e n s t ä d t i s c h e n o d e r q u a s i ­ s t ä d t i s c h e n S i e d l u n g e n in e i n e n e i n h e i t l i c h e n S t a d t ­

t y p u s u m z u w a n d e l n . 

U n d d o c h s e t z e n i n d e r S p ä t a n t i k e o f f e n s i c h t l i c h d i e K a i s e r k o n s t i t u t i o n e n z u m i n d e s t 

e i n g l e i c h a r t i g e s G r u n d g e f ü g e a l l e r » S t ä d t e « d e s I m p e r i u m s e i n s c h l i e ß l i c h d e r r ö m i ­

s c h e n v o r a u s , o b w o h l es auch j e t z t n o c h k e i n e i n h e i t l i c h e s S t a d t r e c h t m i t e i n h e i t l i c h e r 

V e r f a s s u n g g a b . D e n n civitas is t z u m O b e r b e g r i f f g e w o r d e n , o b w o h l d ie b i s h e r i g e n 

S o n d e r t i t e l w i e colonia, municipium n i c h t v ö l l i g a u f g e g e b e n w e r d e n u n d i m g r i e c h i ­

s c h e n R a u m n a c h w i e v o r d i e S e l b s t b e z e i c h n u n g als P o l i s g e b r a u c h t w i r d . S e l b s t in d e n 

K a i s e r k o n s t i t u t i o n e n w e r d e n d i e N a m e n urbs u n d oppidum, a u c h municipium w e i t e r 

v e r w a n d t 7). D i e s e r l a n g e P r o z e ß d e r V e r e i n h e i t l i c h u n g d e r G r u n d s t r u k t u r ist be i a l l e r 

U n t e r s c h i e d l i c h k e i t in d e n e i n z e l n e n S t ä d t e n (z . B. N a m e u n d Z a h l v o n M a g i s t r a t e n 

u n d R a t s m i t g l i e d e r n , F u n k t i o n d e r Ä m t e r u n d s t a a t l i c h e n O r g a n e ) v o n v e r s c h i e d e n e n 

W i r k u n g s k r ä f t e n b e s t i m m t . E r b e d e u t e t z u n ä c h s t e i n e g e w i s s e s t ä r k e r e u n d R o m 

d u r c h a u s e r w ü n s c h t e o d e r v o n i h m g e f o r d e r t e A n g l e i c h u n g d e r S t a d t v e r f a s s u n g e n a n 

j e n e r ö m i s c h e r K o l o n i e n u n d M u n i c i p i e n . I m l a t e i n i s c h e n W e s t e n w a r d iese A s s i m i ­

l i e r u n g vie l u m f a s s e n d e r als i m g r i e c h i s c h e n O s t e n . D e n n i m W e s t e n w a r d e r r ö m i s c h e 

» S t a d t s t a a t « , s i e h t m a n e i n m a l v o n d e n w e n i g e n h e l l e n i s c h e n o d e r p h ö n i z i s c h ­ k a r t h a ­

6) F ü r den Osten: JONES 129 ff. vgl. nur Suet. Aug. 47 urbium quasdam, foederatas sed ad 
exithnn licentia praecipites, libertate privavit. 
7) T h e o d . 15, 1, 32 urbes vel oppida. 12, 1, 53 oppidi cives. 12, 1, 119; 168; 176 urbes. 
4, 13, 5 urbes Africanae. 147 urbis, später civitas; 148; 170. Iust . 1, 11, 322. T h e o d . 16, 2, 16 
in qualibet civitate, in quolibet oppido vico castello municipio u. a.; oppidaneus: 12, 1, 45 
munera oppidanea. 168 oppidanea obsequia. 
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gischen Gründungen im westlichen Mittelmeer ab, so gut wie unbekannt. Es lag nahe, 
daß von den Römern neu errichtete Gemeinwesen nichtrömischen Rechts bei aller 
Anpassung an regionale Eigentümlichkeiten auch gewisse konstitutive Elemente einer 
römischen Stadt mitempfingen, ebenso, daß die alten Gemeinwesen der »Fremden« im 
Laufe der Zeit bestimmte römische Einrichtungen zusammen mit den dafür gebräuch­
lichen Namen übernahmen. Denn die zahlreichen neuen »Städte« des Herrenvolkes mit 
den Zivilisationsfortschritten, die sie boten, galten allzu leicht als Vorbilder, da ja bei 
dem eindeutigen Kulturgefälle römische Lebensformen eine starke Anziehungskraft 
ausübten und immer mehr civitates von römischen Bürgern unterwandert wurden und 
viele »Fremde«, insbesondere der Oberschicht, aber auch zahlreiche Soldaten plötzlich 
durch kaiserliche Gnade Neubürger Roms geworden und dadurch auch sozial ausge­
zeichnet waren. 
Die festgefügten, überlieferungsreichen und zivilisatorisch gleichrangigen »Städte« des 
hellenistischen Ostens, die in sich wieder sehr mannigfaltig waren, vermochten sich 
viel weniger anzugleichen. Und doch hat Rom im politischen Raum eine gewisse struk­
turelle Anpassung, soweit sie für römische Zwecke unabdingbar zu sein schien, er­
reicht. Die Grundgedanken dieser Politik liefen vom Beginn der Unterwerfung des 
Ostens darauf hinaus, allzu demokratische Züge bestimmter Stadtverfassungen abzu­
schwächen, der besitzenden Klasse die maßgebende Gewalt über die Stadt in die Hände 
zu spielen und diese Schicht für die Verpflichtungen der »Stadt« gegenüber der Vor­
macht verantwortlich zu machen. Dazu war es notwendig, ein bestimmtes Mindest­
vermögen als Qualifikation für ein Amt oder für einen Ratssitz vorauszusetzen und so, 
wie das in römischen Städten üblich war, das plutokratische Ausleseprinzip einzufüh­
ren. Zum anderen mußte der Rat, neben der Volksversammlung und den Amtsträgern 
das wichtigste Staatsorgan, der vorher meist ein Ausschuß der Völksversammlung 
gewesen und in gewissen Fristen (z. B. jährlich) neu zusammengesetzt worden war, 
von der Volksversammlung unabhängig und ihr nicht rechenschaftspflichtig gemacht 
und ein Ordnungselement werden, dessen Mitglieder lebenslänglich Ratsherren waren 
und nicht durch Volkswahl oder durch einen »Zensor«, sondern durch Kooptations­
recht des Rates berufen wurden. Die Entwicklung zu diesem Ergebnis hat lange ge­
dauert, aber sie darf mit möglichen Ausnahmen in der diokletianischen Zeit als abge­
schlossen gelten. In diesen Gleichschaltungsprozeß stellt die constituüo Antoniniana 
vom Jahre 212 einen Einschnitt dar. Zwar hatte Rom auch schon vorher seine Bürger­
rechtspolitik als ein wirksames Mittel, die formale Integrität sich selbst regierender 
»verbündeter« und »freier« Gemeinwesen von innen her aufzulockern, eingesetzt. Um 
die Mitte des 2. Jh. besaß weitgehend die soziale Oberschicht privilegierter »Städte« 
das Bürgerrecht, konnte mithin nach freier Wahl römische Rechtsnormen und das 
Statthaltergericht beanspruchen, obwohl im Normalfall der Provinzgouverneur über 
keine Befehlsgewalt innerhalb »freier« und »verbündeter« Gemeinwesen verfügte. 
Vornehme und ehrgeizige Familien hatten schon über den kaiserlich­ritterlichen Dienst­
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adel engsten Anschluß an die Hegemonialmacht gewonnen oder waren gar ausnahms­
weise bis in die höchste senatorische Beamtenaristokratie aufgestiegen, gehörten also 
selbst schon zur römischen Führungsschicht. Durch das doppelte Bürgerrecht der in den 
»Städten« politisch leitenden Männer waren sie in einer zwiespältigen Stellung und 
hatten als gleichzeitige Bürger Roms ihre äußere und innere Unabhängigkeit als Ver­
treter einer mit Rom »verbündeten« oder »freien« Gemeinde verloren. Seit 212 ist 
eine neue Lage eingetreten. Durch die constitutio Antoniniana wurden sämtliche freien 
Bewohner des ImperiumRomanumBürger der »Stadt« Rom. Auch jetzt erhielten zwar 
die »Städte« peregrinen Rechts kein neues Stadtstatut, wurden also nicht etwa, wie 
früher, wenn alle Bürger einer »Stadt« in die römische Bürgerschaft aufgenommen 
wurden, zu »Städten römischer Bürger«, zu municipia civium Romanorum. Dieser 
Kaisererlaß hat also keinerlei einheitliches Stadtrecht, kein Reichsstadtrecht geschaffen. 
Aber er erkennt nicht nur eine zwischenzeitlich erfolgte Vereinheitlichung der Reichs­
bevölkerung an, sondern verstärkt sie noch ganz wesentlich. Hinfort ist der entschei­
dende Unterschied der Städte des Reiches, der bisher in der personenrechtlichen Stellung 
der jeweiligen Bürger lag, fortgefallen. Die provinzialen Kolonien und Municipien, die 
keineswegs grundsätzlich von den Abgaben, die auf dem Grund und Boden der Pro­
vinz ruhten, befreit waren, verloren ihren auszeichnenden Rang unter den »Städten«. 
Die »Stadt« latinischen Rechts, deren Verfassung mit einer römischen fast identisch 
war, wenn man von dem Personenrecht vieler Bürger als iuris Latini absieht, ver­
schwand hinfort als Stadtart. Für »verbündete« und »freie« Gemeinwesen, die bisher 
eine eigenständige Körperschaft und rein juristisch souverän gewesen waren, entfielen 
in dem Augenblick, da alle ihre Bürger Römer wurden, die inneren Voraussetzungen 
ihrer formalrechtlichen Existenz im römischen Herrschaftsgebiet. Jedenfalls sind wohl 
überall spätestens seit der Neuordnung unter Diokletian die alten Vorrechte verbün­
deter und freier »Städte« hinfällig geworden. Der Zusammenbruch des Imperiums, 
seiner Verteidigung und vor allem seiner Währung im 3. Jh. hat die längst veralteten 
Rechtsabstufungen endgültig beseitigt, so wie ja auch die italischen Bürgerstädte (mit 
Ausnahme Roms) seit Diokletian in das Provinzialsystem eingegliedert wurden und 
erstmalig seit dem Jahre 168 v. Chr. der gleichen, einheitlichen Besteuerung wie alle 
anderen Gebiete unterlagen. 
So wird es verständlich, daß in der spätrömischen Zeit civitas als Oberbegriff für alle 
»Städte« des Reiches verwandt wird und eine gleichartige innere Baugesetzlichkeit aller 
»Städte« vorausgesetzt werden konnte. 
Die civitas war die durchgängige politische Einheit der niedrigsten Ebene unterhalb 
der Provinz. Wenn auch als Auswirkung des tief eindringenden und umfassenden 
Urbanisierungsprozesses in den Jahrhunderten der Kaiser, in denen nach Stämmen 
organisierte oder aus geographischen oder siedlungsgeschichtlichen Gründen nur dünn 
bevölkerte Distrikte in Selbstverwaltungsgebilde umgewandelt wurden, die civitas zur 
durchschnittlichen Gliederungsform geworden ist, so war doch das ganze Reich nicht 



i 8 F R I E D R I C H V I T T I N G H O F F 

ausnahmslos in solche Gemeinwesen eingeteilt. Es gab daneben nach wie vor und in 
unterschiedlichem Ausmaß in den verschiedenen Provinzen die großen Komplexe des 
kaiserlichen Domanial landes (saltus), das unmit te lbar einem Sonderfinanzressort der 
zentralistischen Bürokrat ie unters tand.Vereinzel t begegnen noch regiones, Landbezirke 
ohne städtische Mit te lpunkte , oder auch vici, bäuerliche oder nichtbäuerliche »Dörfer« 
auf dem Lande. Juristische Erkennungsmerkmale eines spätantiken vicus und seine 
Verwa l tungs fo rm (als Bezeichnung f ü r ein Stadtviertel oder eine Straße im Inneren 
der »Stadt« können wir ihn hier übergehen) sind kaum oder allenfalls negativ so zu 
best immen, daß er keine civitas w a r und auch nicht über derenVerfassungsinst i tut ionen 
und G r u n d s t r u k t u r (städtischer Mit te lpunkt mit der Stadtmauer — Terr i to r ium) ver­
fügte . Auch als soziale Erscheinung w a r ein vicus kein einheitliches Gebilde, und die 
verbrei te te Ansicht, er sei (vornehmlich) eine »Kaufmannssiedlung« gewesen, t r i f f t 
einfach nicht zu 8). 
Außerha lb der civitates steht auch der Militärbesitz der Grenzver te id igungs t ruppen, so 
wie es f r ü h e r die Festungsterr i tor ien der Legionen (territoria legionis) gab. 
W e n n man von diesen Gebieten einer andersart igen Verwal tung absieht, best immt die 
civitas-Verfassung als das vielgliedrige Fundament der Pyramide , die über Provinz 
und Diözese in der Prä fek tu r ihre Spitze hat, den A u f b a u des Reiches. Die spätantike 
civitas ist nun jene Einheit , die man gemeinhin »die spätantike Stadt« nennt und die 
t ro tz aller gleichartigen G r u n d f o r m e n erstaunliche Unterschiede in Einzelheiten der 
Verfassung aufweis t , je nachdem, ob ihr U r s p r u n g eine römische Kolonie, ein römisches 
Munic ip ium, eine östliche Polis oder eine peregr ine Volksgemeinde war . 
Wie läßt sich nun die Eigenar t einer solchen spätrömischen »Stadt« beschreiben? W e n n 
wir den Begriff »Stadt« verwenden , so sind wir gleich in der dauernden terminologi­
schen Schwierigkeit des Historikers, der f ü r einmalige, vergangene geschichtliche Phä­
nomene moderne Begriffe anwenden und dadurch Mißverständnisse in Kauf nehmen 
muß , w e n n er nicht die zeitgenössische Bezeichnung einfach gebraucht oder eine eigene 

8) Man beruft sich dabei auf eine Notiz des Festus (p. 502 L. vgl. Gloss. Lat. IV p. 460 f.), 
ohne freilich den Zusammenhang zu beachten. Denn Festus, der wohl dem späten 2. Jh. 
angehörte und, wie auch sonst, bei seiner Aussage über die vicani — vici (der Anfang ist 
leider nicht erhalten) auf Verrius Flaccus (augusteische Zeit!) zurückgeht und damit Ver­
hältnisse des 1. Jh. v. Chr., aber nicht der Spätantike kennzeichnet (vgl. vor allem a. a. O. 
die Nennung der Marser und Paeligner), trennt zwei Arten von vicani: partim babent 
rempublicam et ins dicitur, partim nihil eorum et tarnen ibi nundinae aguntur negotii gerendi 
causa, et magistri vici, item magistri pagi quotannis fiunt. Obwohl also die letzte Kategorie 
eines vicus keine respublica und keine iurisdictio besitzt, so hat sie trotzdem das (vom Senat 
oder später auch vom Kaiser verliehene) Marktrecht, um Kauf­ und Handelsgeschäfte abzu­
schließen und auch Jahres­»Beamten« mit dem Titel magistri vici zu wählen. Wenn nun in 
einem vicusMarkt abgehalten werden kann, so beweist das natürlich in keiner Weise, daß der 
vicus eine »Kaufmannssiedlung« gewesen sei — abgesehen davon, daß nach Festus noch anders­
artige vici bestanden und diese Stelle für die Bedeutung von vicus in der Spätantike überhaupt 
nichts aussagen kann. 



Z U R V E R F A S S U N G D E R S P Ä T A N T I K E N » S T A D T « 19 

Geheimsprache scharrt. Denn die spätantike civitas w a r in der Tat nicht eigentlich oder 
nicht nur eine »Stadt«. Sie ver füg te zwar über ein m e h r oder weniger stark entwickeltes 
städtisches Z e n t r u m mit besonderer Siedlungsdichte, d. h. über eine »Stadt« im moder ­
nen Sinne, in dem die Organe der Selbstverwal tung oder der religiöse Kult , auch der 
christliche, ihren Sitz hatten. Aber die »Stadt« w a r nur der eine Teil der civitas, weil 
mit ihr zu einer organischen Einhei t verbunden ein entsprechendes ländliches Terri­
to r ium unterschiedlicher G r ö ß e gehörte . Die civitas, das Gemeinwesen w a r mithin 
niemals eine Siedlung im Umkre is der Mauern , und die Ansätze zur f rühmi t te la l te r ­
lichen Stadt im einstigen römischen Imper ium zeigen sich meist gerade auch darin, daß 
sich »die Stadt«, die städtische Mitte , aus dem Gebiet der civitas herauslöst und ein 
Eigengewicht annimmt. Tendenzen in dieser Richtung sind zweifellos in der Spät­
antike schon erkennbar (s. S. 28). 
Bürger eines solchen Gemeinwesens waren von alters her nicht automatisch alle, die 
hier ihr Domizil hatten, sondern nur jene Bewohner , die von einem Bürger abstamm­
ten, adopt ier t oder als Sklaven freigelassen waren oder das Bürgerrecht durch Sonder­
privileg erhalten hat ten. Von einer durch die G e b u r t festgelegten Zugehör igkei t zu 
einer Gemeinde (origo) vermochte sich keiner zu lösen — origine propria neminem 
posse voluntate sua exinii manifestum est (Diocl. Iust. 10, 39,4) —, auch wenn er, was in 
der spätrömischen Zei t vielen unmöglich oder sehr erschwert war , i rgendwo andershin 
verzog. Das Gemeinwesen w a r dadurch eine in sich fest abgeschlossene politische Ge­
meinschaft, deren Bürger in der Stadt oder auf dem Lande lebten, ohne daß die unter ­
schiedliche Wohnweise i rgend etwas f ü r die Rechtsstellung ausgemacht hätte . 
Als Organe der Selbstverwaltung waren die Volksversammlung, deren Einf luß zu­
sehends in der Kaiserzeit abnahm, der Rat und die Magis t ra te tätig. Das M a ß der 
Eigenständigkeit w u r d e von A n f a n g an dadurch best immt, daß die civitates Glieder 
eines absolutistischen, zentralistischen Staates waren und sich da rum ihre Selbstverwal­
tung nur in den Grenzen bewegen konnte, die der übergeordne te bürokrat ische Staat 
vorschrieb. W e n n in der hohen Kaiserzeit selbst jene »Städte« niedrigster Rechtsstel­
lung verhäl tnismäßig großen Spielraum in der O r d n u n g ihrer eigenen Angelegenhei ten 
hatten, so erklärt sich das vor allem daraus, daß die an sich unbeschränkte Befehls­
gewalt des Gouverneurs ganz natürlich darin ihre Schranken hatte, daß sein Amts­
sprengel sehr groß und seine Amtsgewal t allumfassend war . Denn ein Statthalter, der 
als Prokonsul nur ein Jahr eine Senatsprovinz und als Legat des Kaisers (Jegatus 
Augusti propraetore) im Durchschnit t etwa zwei Jahre eine kaiserliche Provinz regierte, 
sich dabei doch zunächst erst mühsam in die besonderen Verhältnise der Provinz ein­
arbeiten mußte und der vor allem über einen sehr kleinen Verwal tungsappara t verfügte , 
w a r zugleich höchster Verwaltungschef, höchster Gerichtsherr und höchster Mili tär­
kommandeur . Diese schon durch äußere Umstände erzwungene Beschränkung der Ein­
griffsmöglichkeiten der staatlichen Provinzregierung fiel vollends seit der diokle­
tianisch­konstantinischen Verwal tungs re form (in ihren Anfängen schon seit dem 3. Jh.) 
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fort. Die Gouverneure wurden auf den zivilen Sektor der Verwaltung und Rechts­
sprechung eingeengt, verloren also das Truppenkommaiido (an die duces und magistri 
militum). Allerdings unterstanden ihnen nun alle Steuern und Pachten einschließlich 
der Annona. Als Zwischeninstanzen zwischen dem Statthalter und der kaiserlichen 
Zentralregierung waren jetzt Diözesanvikare und Praetorianerpräfekten (die Stellung 
der Prokonsuln von Asia, Achaia und Africa kann ich hier übergehen) eingeschaltet. 
Zugleich mußte schon hierdurch und durch den neuen Zentralismus die kaiserliche 
Beamtenorganisation ungeheuerlich verstärkt werden. Zum anderen beschleunigte sich 
jetzt der Prozeß, die Provinzen zu verkleinern. Unter Diokletian und im 4. und 5. Jh. 
hat diese Entwicklung, die im 1. und 2. Jh. mit der Zerschlagung gefährlicher, groß­
räumiger Machtgebilde zum Schutz gegen mögliche Rebellen begonnen hatte, ihren 
Höhepunkt. Diokletian vergrößerte die Zahl der Provinzen von 57 auf mindestens 96, 
verdoppelte sie also fast. Gallien z. B. ist statt in die 6 Provinzen des 2. Jh. um 305/6 in 
15, die eine Provinz Asia nunmehr in 5 Provinzen aufgespalten. Mit solchen Maßnah­
men sollte in erster Linie die Verwaltung und noch mehr die Jurisdiktion intensiviert 
werden und der Statthalter eine größere Kontrollmöglichkeit über die civitates erhal­
ten 9). Die Anweisungen an den Statthalter, sich nicht etwa zu sehr nur an einem Ort 
festzusetzen, sondern in der Provinz herumzureisen I0), dienten dem gleichen Ziel. Eine 
für diese Tendenzen typische Erscheinung läßt sich u. a. in Gallien beobachten, wo die 
hier unverhältnismäßig großen Volksgemeinden ebenfalls verkleinert werden: Statt 
der früheren 64 civitates zählt man im 4. Jh. 114, zu denen noch 6 castra kommen. 
Durch die Verwaltungsneugliederung und das engmaschige Netz der kaiserlichen 
Beamtenorganisation waren in der spätrömischen Zeit die äußeren Bedingungen dafür 
geschaffen, die früheren Selbstverwaltungskörperschaften noch stärker zu Verwal­
tungsbezirken einer zentralistischen Herrschaftsordnung umzuformen und den Druck 
des totalen Staates wirkungsvoll nach unten weiterzuleiten. Letztlich folgte man hier­
durch jedoch nur einer Entwicklungsrichtung der hohen Kaiserzeit. Dieser Vorgang 
ist nicht nur die Folge eines zentralistischen Machtwillens, eines gleichsam naturgege­
benen Ausweitungsdranges des seit Diokletian ungemein vermehrten bürokratischen 
Apparates. Seine Ursachen liegen auch in der Übermacht, die von Anfang an Rom, 
verkörpert durch den Statthalter, innehatte, in der allzu bereitwilligen Hineinziehung 
des Gouverneurs in interne Auseinandersetzungen der »Stadt«, in der mangelnden 
Fähigkeit der Selbstverwaltung, jene vor allem finanziellen Forderungen, die der 
römische Staat an sie stellen zu müssen glaubte, mit völliger Sicherheit für den Staat zu 
erfüllen, aber auch vom 3. Jh. ab in dem Wandel der wirtschaftlichen, innerpolitischen, 
militärischen und sozialen Lage innerhalb der Gemeinwesen und des Imperiums, in 
dessen Schicksal diese verflochten waren. Die überkommenen Elemente der Selbstver­

9) Ü b e r diese M o t i v e vgl. auch Lact . m o r t . pers . 7, 4. 
10) T h e o d . 1, 16, 1 v. J . 369 per omnium villas . . . vicosque cunctos discurrant. Vgl . 1, 16, 12. 
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waltungseinhei ten sind zwar v e r k ü m m e r t noch vorhanden , aber in ihrer Wirksamkei t 
wesentlich geschwächt, ja fast außer Kraf t gesetzt. 
Die bedeutungsloseste Verfassungsinsti tut ion, über deren Tätigkeit wir zudem fast 
nichts wissen, w a r die Volksversammlung, die aber doch wohl in den Städten des Ostens 
eine wichtigere Rolle als in jenen des Westens gespielt hat. Immerh in hören wir , daß im 
Jahre 326 »in Afrika« nach altem Gewohnhei t s recht das Volk bei der Wahl von D u o ­
virn mitwi rken konnte (Theod . 12, 5, 1), und Magis t ra tswahlen werden möglicher­
weise auch noch anderswo, vor allem in griechischen Polisgebieten, vorgekommen 
sein11). Freilich verrä t schon die kaiserliche Androhung , die f ü r die Wahl ve ran twor t ­
lichen Magis t ra te w ü r d e n zur Rechenschaft gezogen, w e n n ungeeignete Kandidaten 
gewähl t würden , daß praktisch die Volkswahl nur eine formel le Akklamat ion von 
Vorschlägen der Magis t ra te oder des Rates bedeutete . N u r Dekur ionen konnten über­
haupt gewähl t werden , und eine echte »Wahl« w a r schon dadurch illusorisch geworden , 
daß — z .T . schon seit dem 2. Jh . — bei den starken finanziellen Belastungen durch Magi­
s t ra turen und Dekur ionenwürde , der Vera rmung der städtischen Oberschicht, dem 
nachlassenden Lokalpatr iot ismus und Interesse f ü r die Stadtpoli t ik nicht genügend 
»Bewerber« f ü r die Zwangsämte r gefunden werden konnten . Jedoch sind zweifellos 
afrikanische »Städte« wie etwa auch solche Syriens nicht in gleichem M a ß e von dem 
allgemeinen Niedergang bet rof fen worden . D e r Rat der in römischen Bürgers tädten 
von f r ü h e r her meist 100, in anderen aber mehrere 100 Mitgl ieder zählen konnte, blieb 
zwar das wichtigste O r g a n einer immer m e h r eingeengten kommunalen Selbstverwal­
tung, aber die staatlichen Auftragsangelegenhei ten der Kurialen, vor allem im Dienst 
der staatlichen Steuerverwal tung, nahmen einen solchen U m f a n g an, daß die Rats­
her ren zu unbezahl ten Befehlsempfängern des Staates w u r d e n und sie z. B. durch eine 
Haftpfl icht gegenüber dem Staate noch stärker in das Staatsinteresse eingespannt waren . 
Die Ü b e r n a h m e und die A r t der staatlichen Pfl ichtaufgaben ergab sich aus zwei Tat­
sachen: Einerseits waren im römischen Macht raum von A n f a n g an die Selbstverwal­
tungseinheiten oft (und immer m e h r ) in die Umlage der Tribut lasten eingeschaltet. 
Dieses Verfahren brauchte also nur der neuen Besteuerungsform angepaßt und 
verschärft zu werden . Anderersei ts bot sich das f ü r den römischen und griechischen 
Staat typische System der munera-Auflagen (Lei turgien) an, mit denen best immte, f ü r 
den Staat notwendige Leistungen zu erzwingen und zugleich Staatsbedienstete zu 
sparen waren . Die »Städte« waren in römischer Zei t wegen der unzureichenden steuer­
lichen Erfassung der Bürger und dementsprechend der ger ingfügigen eigenen Haus­
haltsmittel nur existenzfähig, solange die besitzende Oberschicht es als ein Vorrecht 
und eine ehrenvolle Verpflichtung, die das gesellschaftliche Gel tungsbedürfn is befr ie­

n ) Die Formulierung (quamvis populi quoque suffragiis nominatio in Africa ex consuetudine 
celebretur) läß t jedoch auf ein nicht übera l l gebräuchliches V e r f a h r e n schließen. 
12) D a z u KüBLER, R E 4, 2343 ff. Decur io . F ü r Kons tan t in wicht ig: GAUDEMET, Cons tan t in et 
les curies m u n k i p a l e s , J u r a 1951, 44 ff. 
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d i g t e , a n s a h o d e r d a z u ü b e r h a u p t i n d e r L a g e w a r , f ü r d a s G e m e i n w e s e n b e s t i m m t e 

munera, D i e n s t l e i s t u n g e n u n d S t i f t u n g e n , z u ü b e r n e h m e n , d i e f ü r h e u t i g e A u f f a s s u n g e n 

f a s t al le u r e i g e n e s t a a t l i c h e A u f g a b e n u n d A u s g a b e n b e t r a f e n . 
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s ch i ch t z u g e b e n , w i e es e t w a s c h o n C i c e r o s e i n e m B r u d e r g e r a t e n h a t t e : provideri abs 

te ut civitates optimatium consüiis administrarentur1^. D i e g r o ß e n G r u n d b e s i t z e r , 
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v i e l e r l e i K a s t e n , b e r u f s s t ä n d i s c h e Z w a n g s v e r b ä n d e m i t b e s t i m m t e n e r b l i c h e n A b g a b e n 

u n d D i e n s t v e r p f l i c h t u n g e n f ü r d a s e i g e n e G e m e i n w e s e n u n d d e n b ü r o k r a t i s c h r e g i e r t e n 

S t a a t a u f s p a l t e t e , es v i e l f a c h a n d e n W o h n s i t z u n d m e i s t a n d e n B e r u f b a n d . I n d i e s e n 

Z u s a m m e n b r u c h w i r d z w a n g s w e i s e a u c h d i e K u r i e h i n e i n g e r i s s e n : D e r a l t e D e k u ­

r i o n e n r a t i s t n u n m e h r z u r e r b l i c h e n Z w a n g s k a s t e d e r K u r i a l e n u n d i h r e r F a m i l i e n 

g e w o r d e n , d ie , w i e a n d e r e K l a s s e n u n d B e r u f s s t ä n d e d e r s p ä t r ö m i s c h e n O r d n u n g , f e s t ­

u m r i s s e n e L e i s t u n g e n z u b r i n g e n h a t t e n X4) u n d d e r d e r S o h n e i n e s D e k u r i o n e n s c h o n 

m i t 18 J a h r e n v e r p f l i c h t e t w a r 1 * ) . E i n e g e w i s s e T e n d e n z z u r E r b l i c h k e i t des D e k u ­

r i o n e n r a n g s l a g i n d e r S a c h e se lb s t , d a e i n b e s t i m m t e s V e r m ö g e n f ü r e i n e n S i t z i n d e r 

K u r i e e r f o r d e r l i c h w a r u n d sich d a s V e r m ö g e n m e i s t v o m V a t e r au f d e n S o h n v e r e r b t e 

u n d R o m d i e s e T e n d e n z u n t e r s t ü t z t e l 6 \ A u s s c h l i e ß l i c h d i e K u r i a l e n k ö n n e n ( w o h l 

s p ä t e s t e n s s c h o n se i t d e m a u s g e h e n d e n 3. J h . ) d i e s t ä d t i s c h e n M a g i s t r a t u r e n b e k l e i ­

d e n »7) u n d s i n d b a l d d a z u v e r p f l i c h t e t . A u c h d a s A m t (honor) w i r d a l so t a t s ä c h l i c h z u 

e i n e r Z w a n g s a u f l a g e d e r D e k u r i o n e n , z u m munus e i g e n e r A r t l 8 ) . W i r b e o b a c h t e n a l so 

13) A d Q u . f r . 1, 1, 8, 25. Vgl . e twa Plin. ad Trai . 79. Pausan . 7, 16, 6. 
14) Vgl . auch MOMMSEN, Ges.Sehr. 3, 143. 
15) T h e o d . 12, 1, 7 v. J . 329 (vgl. SEECK, Reges ten 179) 12, 1, 19 v. J . 331. 
16) Vgl . auch u n t e r T r a j a n in Bi thynien Plin. ad Trai . 10, 79 quia sit aliquanto melius honesto-
rum hominum liberos quam e plebe in curiam admitti. 
17) Aus den Sentenzen des »Paulus« in Diges ten 50, 2, 7, 2. 
18) Vgl . z u m Untersch ied zwischen honor u n d munus Callistr . dig. 50, 4, 14; 14, 1 munus . . . 
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hier verspätet die gleiche Entwicklung wie beim römischen Senat im Ubergang von der 
Republik zur Kaiserzeit: N u r die erbliche Zugehör igkei t zum Stande der Kurialen 
berechtigte, d. h. verpflichtete zur Übernahme von Magis t ra turen, wie der Senatoren­
rang f ü r den Eint r i t t in die senatorische Ämter laufbahn . Kuriale w a r m a n also zwangs­
läufig durch Gebur t ^ \ und der Stand ergänzte sich auf dem Wege der Koopta t ion 
durch die Dekur ionen 2 o ) . In der gesellschaftlichen Pyramide ist der Kurialenstand auch 
rechtlich scharf abgegrenzt und als privilegierte Klasse, die zu den honestiores gerechnet 
wurde , mannigfach, vor allem im Strafprozeß, von den anderen Bürgern (humiliores, 
plebei) abgehoben 2 l ) . Sozial gehör ten die Kurialen zu der brei ten Schicht der G r u n d ­
besitzer (possessores), aus derem Kreis alle, die ein höheres Staatsamt bekleidet oder t i tu­
lar einen entsprechenden Rang erhalten hat ten (honorati), als eine höhereingestuf te Son­
derklasse herausgestellt waren, wie auch die kleinen Besitzer, die zu den plebei zählten. 
W i r wissen die Grenze des Mindesteigentums, das zur Einre ihung un te r die Dekur ionen 
ausreichte, nicht sicher, können uns aber aus einer leider unklaren Kaiserkonst i tut ion 
des J. 342 22) die ungefähre G r ö ß e n o r d n u n g errechnen, die als N o r m galt. Es sollte 
danach das Ausweichen von Grundbes i tzern in den Kolonat auf kaiserlichem D o m ä ­
nenland, das vor den kurialen Lasten schützte, verhinder t werden . D a r u m w u r d e ver­
fügt , daß jeder, der als Besitzer von m e h r als 25 iugera ( = Morgen , 6V4 ha) Privat­
eigentum einen größeren U m f a n g an iugera v o m staatlichen Domania l land 2 ^ verwaltete , 
zur Kurie herangezogen werden könnte W e n n daraus auch nicht, wie es allgemein 
geschieht, zu schließen ist, daß schon der Besitz von 25 M o r g e n ausgereicht habe, u m 
unter die Kurialen eingegliedert zu werden , sondern ein etwas größeres Eigen tum an 
G r u n d und Boden notwendig war , so ist es doch sicher, daß schon ein verhäl tnismäßig 
kleiner Grundbesi tzer die kuriale W ü r d e auf sich nehmen mußte , sofern ihn der Rat 
koopt ier te — weil vielleicht die größeren Grunde igen tümer schon er faß t waren, ihre 
munera schon erfül l t h a t t e n 2 ^ oder als Angehör ige best immter Stände vor einer 
unfreiwil l igen Einre ihung gesichert waren . Die Lasten der Dekur ionen und der Mangel 

publicum dicitur, quod in administranda re publica cum sumptu sine titulo dignitatis (im 
Gegensatz zum honor) subimus. 
19) Vgl. nur Theod. 12, 1, 172 v. J. 410 universi. . . quos sors nascendi municipalibus muneri-
bvs obligavit. 
20) Vgl. nur Theod. 12, 1, 66 v. J. 365. 
2 1 ) KüBLER, R E 2 3 4 6 f f . 

22) Theod. 12, 1, 33. 
23) Ampliorem ex re privata nostra iugerationis modum. 
24) Die Fortsetzung gibt einen offensichtlich korrupten Text und ist kaum wiederherzustellen: 
illo etiam curiae similiter deputando qui minus quidem quam XXV iugerum proprietatem ha-
beat, ex rebus vero nostris vel parvum vel minorem iugerationis modum (GOTHOFREDUS: vel 
parem vel minorem, MOMMSEN: vel parem vel parvo minorem) studio cultionis excercet. 
25) Für Gallien vgl. die Regelung aus dem J. 412 (SEECK, Regesten 324 z. 7. Dez . ) Theod. 12, 1, 
171 placuit principales vlros e curia in Galliis non ante discedere quam quindecennium in ordinis 
sui administratione compleverint. 
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an vermögenden Landbesi tzern haben es offensichtlich erforderl ich gemacht, auf die 
kleineren Eigen tümer zurückzugreifen, indem man einen niedrigen Satz f ü r das Min­
desteigentum festlegte2 6) . Auch Plebejer , die über das entsprechende Vermögen ver­
füg ten , konnten (un te r Jul ian) neu herangezogen werden 2?) , jedoch wird diese all­
gemeine Möglichkeit in einer späteren Konst i tu t ion als Zugeständnis an die Kurialen 
der Provinz Mysien formul ier t 2 8 ) . Diese »Plebejer« müssen wohl Grundbes i tzer 
gewesen sein2?), so daß das Problem auftauchen kann, ob ein negotiator, der Land 
erwirb t , damit wie ein Grundbes i tzer zum Kuria len gewähl t werden kann, was der 
Kaiser bejah t 3°). Allein der Grundbes i tz bietet dem Staat jederzeit eine Bürgschaft, die 
Haftpfl icht f ü r ausgebliebene Leistungen, die f ü r die Zent ra lgewal t mit Vorrang in 
dem fr is tgerechten Eingang der festgesetzten K o p f ­ und Grundbesi tzs teuer liegen, zu 
verwirkl ichen — selbst nach dem Unte rgang der Kurien im oströmischen Reich (dieser 
Vorgang hat also unmi t te lbar nicht unbeding t etwas mit der germanischen Herrschafts­
übernahme zu tun) w a r die kuriale Klasse zur Mithi l fe bei der Steuereintreibung erb­
lich verpflichtet. Als Ausgleich f ü r seine Lasten sollen die Privilegien und der soziale 
Rang der Dekur ionen dienen. 
Die spätantike »Stadt« w i r d in der Tat in dem kleinen Spielraum, den ihr der Staat ließ, 
»beherrscht« von einer grundbesi tzenden Schicht. Kaufleute , Händler , Fabrikanten, 
Gewerbe t re ibende u. a. spielten im Wirtschafts leben vieler Handelss tädte zweifellos 
eine bedeutsame Rolle. Tro tzdem gehören sie alle zu den »Plebejern«, von denen sich 
die Landbesi tzer , un te r ihnen die Kurialen, abhoben. 
Von der finanziellen Leistungsfähigkei t der Dekur ionen w a r das Wohlergehen des 
Gemeinwesens abhängig — T] TT|? ßo'jX-fjs l<r/yc, <\>'S£f] n6Xe(hc, dattv 3I). Denn sie hat ten 
nicht nur die Pflicht, in festgelegter Reihenfolge alle Magis t ra turen zu bekleiden, 
leisteten nicht nur die Verwaltungsgeschäfte, zahlten nicht n u r die auf ih rem G r u n d ­
besitz l iegenden Steuern, haf te ten nicht nur f ü r die Eint re ibung der Steuerquoten 
(capitatio — iugatio), stellten nicht nur die Listen der munera-VPflichtigen auf, sondern 
waren darüber hinaus f ü r vielerlei andere staatliche Aufgaben wie e twa die Bewa­
chung der Magazine f ü r die Annona , die Ins tandhal tung von Straßen und Brücken und 

26) Zur Abhängigkeit der Qualifikation von der Kandidatenzahl: Callistr. dig. 50, 2, 12. 
27) Theod 12, 1, 53, 1 v. J. 362 an den Praef. praet. Orientis: splendidior fortuna ( = Grund­
besitz). 
28) 12, 1, 96 v. J. 383 an die gleiche Dienststelle: concessum curialibus provinciae Mysiae ut, si 
quos e plebe idoneos habent, ad decurionatus munia devocent. 
29) Eine Sondersituation setzt wohl der Erlaß Theod. 12, 1, 133 v. J. 393, der an den dux et 
corrector limitis Tripolitani gerichtet ist, voraus: quicumque ex numero plebeiorum praesenti­
bus (!) singularum ordinibus civitatum agro vel pecunia (!!) idonei conprobantur muniis curia­
libus adgregentur. Vgl. auch 12, 1, 50 v. J. 362. 
30) 12, 1, 72 v. J. 370 si quis negotiator fundos comparaverit et ut aliquorum praediorum pos­
sessor vocetur ad curiam. 
31) Liban. or. 18, 147 p. 299 F. 
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öffentlicher Gebäude, Stellung des cursus publicus, Heizung der T h e r m e n u. a. m. 3*) 
verantwort l ich. A m drückendsten w a r die H a f t u n g f ü r ein Steuerdefizit und alle auf 
der Stadt ruhenden Lasten. Da u m dieser f ü r den Staat, besonders f ü r den Staatshaus­
halt, lebenswichtigen Aufgaben der Dekur ionen w i l l e n " ) die kaiserliche Regierung 
mit allen Mit te ln bemüh t war , den Stand und das Eigen tum der Kurialen zu erhalten, 
wird die Kurie zur Erleichterung ihrer Haftpfl icht in verschiedener Weise durch 
Besi tzübertragung an sie entschädigt, w e n n einer ihrer Angehör igen durch Tod, 
Flucht und andere G r ü n d e nicht die auf seinem Besitz ruhenden Lasten m e h r t rug 
und damit die Deckung des Fehlbetrages aktuell wurde . D e r Kuriale kann selbst sein 
Eigentum nur mit Erlaubnis des Statthalters verkaufen 34), er ist fest an seinen G r u n d ­
besitz gebunden, da f ü r den Staat die munera wichtiger waren als der Kuriale. E r hat 
jede Freizügigkeit verloren, ihm ist sogar untersagt , seinen Wohns i t z von der »Stadt« 
auf ihr Terr i to r ium zu verlegen 35). Welche Bedeutung die Zent ra lgewal t dem kurialen 
Stand beimißt (siehe auch S. 24), kann m a n u. a. daran ablesen, daß selbst der Stat t­
halter niemanden von den kurialen Verpfl ichtungen entbinden kann — nemo iudex 
aliquem suo arbitrio de curia liberet^6\ sondern daß sich der Kaiser eine befr is te te 
Freistellung vorbehäl t . 
Daß die Kurienmitgl ieder im Blickwinkel des Staates zuerst Träger der munera gewor­
den sind, lehrt der Wandel des Begriffs municipes. W ä h r e n d noch Ulpian 37), der nach 
etymologischer Erk lä rung als ursprüngliche Bedeutung von municipes die Teilnahme 
an einem munus definiert 38), ausdrücklich feststellt, daß zu seiner Zei t darun te r im 
uneigentlichen Sinn die Bürger eines Gemeinwesens vers tanden werden 39), wird die 
Bezeichnung allmählich und vom ausgehenden 4. Jh . ab durchgängig eingeengt auf die 
curiales — decuriones^. In dieser neuen Ident i f iz ierung von municipes und curiales 
drückt sich darüber hinaus wohl auch die Vorstel lung aus, daß »das Bürger tum«, die 
bürgerliche Betätigung jetzt mehr oder weniger fast nur auf die W r k s a m k e i t der Kurie 
und der ihr ents tammenden Magis t ra te beschränkt ist, so daß die veränder te Lage 
innerhalb der einstigen Selbstverwaltungskörperschaft vielleicht auch an der gewan­
delten Terminologie anschaulich wird . 

3 2 ) V g l . KüBLER , R E 2 3 4 7 f . 

33) 12, i, 94 v. J. 383 necessarium patriae minist er ium. 12, 1, 66 v. J. 365 ordinibus curiarum, 
quorum nobis splendor vel maxime cordi est. 1, 122 v. J. 390 veluti dicati infulis mysterium 
perenne custodiant. 
34) Theod. 12, 3, 1 v. J. 386. 
35) 12, 18, 1 v. J. 367 quod frequenti lege prohibetur. 
36) I. J. 313 Lust. 10, 32, 14. 
3 7 ) Dig. 5 0 , 1, 1. 

38) Muneris participes. Vgl. schon Varro I. L. 5, 179. 
39) Nunc abusive municipes dicimus suae cuiusque civitatis cives. 
40) Vgl. nur Theod. 12, 1, 89 v. J. 382. 105 v. J. 384. 110 v. J. 385. 130 u. 137 v. J. 393. 143 v. J. 
395 u. a. Vgl. auch 12, 1, 4 v. J. 317. 12, 1, 62 v. J. 364. 
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D e r Zwangsdiens t als Dekur ione mit der Auflage der zahlreichen kostspieligen munera 
ha t den wirtschaftl ichen Ruin vieler Grundbes i tzer fami l ien herbe igeführ t . Denn er 
traf eine Schicht, die durch das Steuersystem schon mi tgenommen war , in einer Zei t 
wirtschaftl icher Verarmung. Freilich zeigen sich in den verschiedenen Provinzen, ja in 
einzelnen Städten der Provinz je nach ihrer natürl ichen wirtschaftlichen Stärke die 
Krisensymptome sehr unterschiedlich. 
Es n i m m t nicht wunder , w e n n vielerorts der Kreis der zum kurialen A m t Verpflich­
teten zusammenschmolz und dadurch der Druck auf den verbliebenen Teil immer 
stärker wurde , w e n n die Kurialen versuchten, mit allen Winkelzügen in einen anderen 
Stand oder Rang auszuweichen, der v o m kurialen Dienst befre i t war , oder sogar ihren 
Grundbes i t z l iegenließen und i r gendwo unter tauchten, u m dadurch ihrer Z w a n g s ­
leistungen enthoben zu sein. Für die Kurie lag jedoch die H a u p t g e f a h r darin, daß ge­
rade die reichsten, leis tungsfähigsten Mitgl ieder b e m ü h t waren , ritterlichen oder 
senatorischen Rang und damit persönliche oder erbliche Immuni t ä t gegenüber den 
munera der Kurialen zu erwerben , obwoh l etwa der Senator mit zusätzlichen Abgaben 
(collatio glebalis, aurum oblaticium) belastet war . D e n n der ungeheure Ausbau der 
zentralistischen Bürokra t ie seit Dioklet ian und damit der riesige Bedarf an Beamten 
hat te ganz neue Chancen f ü r die grundbesi tzende Aristokrat ie eröffnet . W ä h r e n d man 
in der hohen Kaiserzeit zum ordo equester oder ordo senatorius gehören mußte , u m 
ritterliche oder senatorische Ä m t e r bekleiden zu können, verlieh in der Spätantike die 
F ü h r u n g eines solchen Amtes automatisch den ihm zukommenden Rang, wobei der 
senatorische einen Erbade l ohne den f r ü h e r selbstverständlichen Dienst im senatori­
schen Reichsbeamtentum und die Mitarbei t im Senat darstellte. Gerade die Entwicklung 
des 4. und 5. Jh., die nicht nur in Konstant inopel einen zwei ten Senat begründete , sondern 
immer m e h r Posten der Zen t r a lve rwa l tung aus ri t terlichen zu senatorischen machte, 
wobei nur die höchsten senatorischen Rangklassen echte »Senatsmitglieder« waren, 
wirk te sich f ü r die Gemeinwesen verhängnisvol l aus, weil n u n m e h r die reichsten Bür­
ger, d. h. die eigentlichen Großgrundbes i t ze r , nicht nur f ü r sich persönlich, sondern 
auch f ü r ihre Söhne eine erbliche Immuni t ä t gewonnen hat ten — municeps esse desinit 
senatorium adeptus dignitatem*l\ 

D e r Staat hat zum Schutz der Kur ien mit vielen Gesetzen den verständlichen und sehr 
materiell begründe ten Ehrge iz der größeren Grundbes i tze r bekämpft , ihre Flucht aus 
den Zwangsle is tungen zu verh indern versucht. Allgemeine Verbote1*2) wechseln mit 
eingeschränkten Zugeständnissen ab — vorher ige E r f ü l l u n g aller munera^ oder eine 

41) Hermogen. dig. 50, 1, 23. 
42) T h e o d . 12, 1, 18 v. J . 329 ad senatum decurio non adspiret. 122 v. J . 390 quicumque est e 
curia Senator ejfectus . . . restituatur obstringendus ei quam declinaverat functioni. . . . provi-
dendo ne quisquiam curiae natus ad consortium senatoriae dignitatis adspiret. Vgl . 48 v. J . 
361. 82 v. J. 380. 93 v. J. 382. 
43) 29 v. J. 340. 
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begrenzte Erblichkeit des Rangs oder fehlende Immuni t ä t f ü r die Kinder 44) oder Z u ­
gang nur zu den beiden höchsten der drei senatorischen Rangs tufen , ohne daß die 
kurialen munera damit aufgehoben sind4*). Die Zah l der Kaiserverfügungen, die sich 
über ein Jah rhunde r t mit dem gleichen Problem beschäftigen müssen 46>, lehrt , daß der 
Staat sich nicht oder nicht in vollem U m f a n g durchzusetzen vermochte, daß die großen 
Grundhe r r en bei der Kor rup t ion der Bürokrat ie , der langsamen Schwächung der Z e n ­
tralgewalt und ihrer fast dauernden Ablenkung durch Usurpa t ionen und Invasionen 
die Gesetze umgingen und durch Führung eines senatorischen Amtes in den Senatoren­
rang aufstiegen. Z u Beginn des 5. Jh . waren im allgemeinen nur noch die mitt leren und 
kleineren Grundbes i tzer Dekur ionen, w ä h r e n d die größeren als ehemalige hohe Staats­
bedienstete oder im Rang Gleichgestellte (honorati) die munera-Lasten innerhalb der 
Gemeinwesen abgeschüttelt hat ten. Die wirtschaftliche und auch gesellschaftlich­poli­
tische Macht der großen G r u n d h e r r e n senatorischen Rangs steigerte sich im 4. Jh. noch 
durch die Patrozin iumsbewegung, die von allen Kaisern mit har ten St ra fmaßnahmen 
vergeblich einzudämmen versucht wurde . Kleinere Bauern waren allzu leicht bereit , 
unte r dem zunehmenden Z w a n g der staatlichen Forderungen, der Wil lkür der Funk­
tionäre des Staates, auch oft der Kurialen, die den auf ihnen lastenden Druck möglichst 
nach unten und oft mit uner laubten M a ß n a h m e n und in Zusammenarbe i t mit ihren 
eigenen Bedrückern wei tergaben — quot curiales . . . tot tyranny sunt^) — ihr Eigen­
tum und ihren f re ien Rechtsstand, ihre Freizügigkeit und Test ierfreihei t aufzugeben 
und als coloni bei einem mächtigen G r u n d h e r r n , dessen Besitz sie damit vermehr ten , 
Schutz zu suchen48). 
Für die Struktur einer civitas als einer organischen Einhei t von Stadt und Land hat te 
diese Entwicklung schwerwiegende Folgen. Es w a r eine Eigentümlichkeit der Gemein­
den in der Kaiserzeit gewesen, daß ihre Führungsschicht zwar meist ihre G ü t e r auf 
dem Terr i to r ium hatte, aber in der »Stadt« f ü r die »Stadt« lebte. Hier saßen sie im Rat, 
waren Magistra te und Priester. Für die »Stadt« erfül l ten sie ihre Ehrenpfl ichten und 
machten ihre großen Stif tungen. W e n n es als ungewöhnliche Ausnahme i rgendeinem 
maßgeblichen M a n n der Aristokrat ie glückte, in R o m Senator zu werden — im ganzen 
Imper ium gab es nur etwa 600 bis 1000 Senatoren —, so zog er zwangsläufig nach R o m 
oder Italien, weil er entweder Ä m t e r der senatorischen Karr iere zu f ü h r e n oder an 
Senatssitzungen tei lzunehmen hat te und gehalten war , ein Dri t te l (Tra jan) oder ein 
Viertel (Marcus) seines Vermögens in italischem Grundbes i tz anzulegen. Mit einer 
solchen Ubersiedlung rissen natürlich nicht oder zunächst noch nicht alle Beziehungen 
zur alten Heimat ab, schon weil ein erheblicher Teil des Vermögens dor t festlag. Aber von 

44) 12, 1, 29 V ­ J ­ 34o. 74 v. J . 371. 155 v. J . 397. 
45) 12, 1, 187 v. J . 436. 
46) U b e r die Einzelhe i ten vorzügl ich JONES 194 fr. 
47) Salvian. gub . 5, 4, 18. 
4 8 ) V g l . SEGRE, T r a d i t i o 1 9 4 7 , 1 0 6 f f . G A N S H O F , A n t . C l a s s . 1 9 4 5 , 2 6 1 f f . 
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e twa 440 ab w a r f ü r die weitaus meisten Senatoren der R a n g nicht mit einer Senatsmit­
gliedschaft in R o m oder Konstan t inope l gekoppel t . D a r u m können die meisten nach 
ih rem Ausscheiden aus dem staatlichen Dienst in ihre Vaterstadt zurückkehren^) . Da 
sie nichts mit der Verwal tung des Gemeinwesens zu tun haben, sogar von allen munera 
sordida, extraordinaria und viliora bef re i t sind 5°) u n d nicht, wie die Kurialen (s. S. 25), 
ihren Z w a n g s w o h n s i t z im städtischen Mit t e lpunk t der civitas haben müssen, lockert 
sich ihre Bindung an die »Stadt«. Z u d e m w a r (freilich n u r bis etwa zur Mit te des 
5. Jh . ) f ü r ein zivilrechtliches Verfahren gegen sie nur der Stadtpräfek t in R o m zu­
s t änd ige ) , so daß das Gemeinwesen , auch der defensor civitatis (s. S. 34 f.) oder der 
Provinzia ls ta t thal ter ihnen gegenüber machtlos sind. Diese senatorische Aristokrat ie 
zieht sich vielfach auf ihre L a n d g ü t e r und ­häuser ( Villae) zurück. Das braucht nicht zu 
bedeuten, daß die G r u n d h e r r e n auf jeden Einf luß in ih rem Gemeinwesen verzichten. 
Sie waren oft Pa t rone ihrer Heimat . In dem Dekur ionena lbum der afrikanischen »Stadt« 
T h a m u g a d i (Timgad) erscheinen u m 363 an der Spitze zehn clarissimi, davon fünf als 
patroni ihrer »Stadt« *2). Auf G r u n d ihrer sozialen Stellung in der staatlichen Hierarchie 
können sie, wie auch etwaige Beamte niedr igerer Rangklassen, des »ritterlichen« Perfek­
tissimats (2 perfectissimi w e r d e n z. B. in dem gleichenVerzeichnis angeführ t ) , die In ter ­
essen ihrer Gemeinde gegenüber dem Staat nachdrücklicher als die Magis t ra te ver t re ten. 
Aber die A b w a n d e r u n g der höchsten Klasse innerhalb der Grundbes i tzer von der Stadt 
aufs Land, die w o h l weder f ü r alle senatorischen G r u n d h e r r e n noch f ü r alle civitates 
in gleichem M a ß e zut ra f , verleiht dem Ter r i to r ium ein stärkeres Eigengewicht , schafft 
in den ländlichen Herrens i tzen neue Z e n t r e n wirtschaft l icher und gesellschaftlich­poli­
tischer Macht und isoliert langsam die »Stadt« v o m Lande. Die durchgängige U m ­
maue rung der meist verkle iner ten »Städte« im 3. Jh . und ihre flächenmäßige Zusam­
mensch rumpfung , die w o h l auch durch das Übers iedeln von Städtern aufs Land zu 
erklären ist — in den gefährde ten Reichsgebieten wie z. B. in Gallien können wir diesen 
Schrumpfungsp rozeß besonders gut beobachten —, wirken sich no twend ig dahin aus, 
die f r ü h e r e Urban i s i e rung rückläufig zu machen, so daß die »Stadt« aus ihrer zentralen 
Stellung f ü r die gesamte civitas gerückt wurde . Praktisch w e r d e n somit die allerersten 
Ansätze einer »Stadt« intra muros sichtbar. Die Kurialen, die zwar nach wie vor die 
Grundbes i tzs teuer auch f ü r das E i g e n t u m der honorati, w e n n m a n von andersart igen 
Zwischenlösungen f ü r Senatoren einmal absieht s^, eintreiben, sind fast ganz in ihren 

49) Vgl. schon Theod. 6, 4, 4 v. J. 354 (SEECK, Regesten 40). 11 v. J. 357. 21 v. J. 372. 
Iust. 3, 24, 2 v. J. 376 (SEECK 246 z. 1. Jan.) in provincm ... ubi larem fovent aut ubi maiorem 
bonorum partem possident et adsidue versantur. Vgl. auch STROHEKER, Der sen. Adel im 
spätant. Gall. 1948, 35. 
50) I u s t . 12, 1, 4, v . J . 3 4 4 ­ 3 4 9 . 
51) V g l . SACHERS, R E 22, 2529 f . 
52) DESSAU 6 1 2 2 . A E 1941, 45. 
53) Vgl. Theod. n , 7, 12 v. J. 383 u. 6, 3, 3 u. 4 v. J. 396 u. 307. 
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Dienstleistungen (munera) auf die »Stadt« im engeren Sinne beschränkt . In Gallien, 
das f r ü h e r mit Ausnahme der alten Narbonens i s und der rheinischen Grenzzone kaum 
in den eigentlich römisch geprägten Urbanis ie rungsprozeß hineingezogen w a r und n u r 
wenige Städte mittelmeerischen T y p u s hervorgebracht hatte, dessen keltische Gesell­
schaftsstruktur da rum auch nur unwesentl ich gegenüber der keltischen Zei t abgewan­
delt war , sind diese Entwicklungstendenzen, die auf dem Lande fast feudalistische 
Z ü g e t ragen, deutlich spürbar 
Durch das soziale Absinken des Dekur ionenra tes auf ein G r e m i u m von mitt leren und 
kleineren Grundbes i tze rn und die Absonde rung der honorati und großen G r u n d h e r r e n 
von den Stadtgeschäften, ihren wei tgehenden Rückzug auf ihre ländlichen Villae ist 
die f ü r das spätere 4. und das 5. Jh . typische Erscheinung eingetreten, daß nicht m e h r 
allein die offiziellen Repräsentanten des Gemeinwesens , die Kurialen und die aus ihnen 
hervorgehenden höchsten Magistrate , die »Stadt« repräsent ieren, sondern daß neben 
ihnen und im gesellschaftlichen R a n g ihnen wei t überlegen die grundbesi tzende 
honorati-Sdiicht und auch die neue Macht , die Kirche und der Bischof, als bes t immende 
Kräf te erstarken, so daß auch der Staat diese neue Situation in den civitates zur Kennt ­
nis nehmen m u ß t e und selbst die Kurialen und ihre Magis t ra te nicht m e h r als die allei­
nigen Repräsentanten der »Stadt« betrachtete (s. S. 34f . ) . 
Der Dekur ionenra t und die Magistrate , die m e h r oder weniger Exekut ivorgan des Ra­
tes, insbesondere der Mächtigsten in ihm, der decemprimi waren, hat ten selbstverständ­
lich die Verwal tung der Gemeinwesen zu besorgen. Die Einzelvollmachten und Tätig­
keiten der Beamten sind kaum zu klären, doch wäre ein solcher Versuch f ü r unsere 
Fragestellung auch weniger wichtig. Die Kompetenzen gerade der höchsten Beamten 
sind entscheidend eingeschränkt und negativ durch die Befugnisse abgegrenzt , die im 
Bereiche einer »Stadt« der Staat seinen Funkt ionären , dem provinzialen Stat thal ter und 
staatlichen oder halbstaatlichen Kommissaren (defensor und curator civitatis) einge­
räumt hatte. In der spätrömischen Zei t haben die eigentlich kommuna len Behörden so 
gut wie keinerlei Verfügungsmacht m e h r über den Eta t . Auch das f r ü h e r so wichtige 
Gebiet der zivilrechtlichen Jurisdikt ion ist ihnen wei tgehend entzogen. Durch den end­
gültigen Sieg des Chris tentums und seine staatliche Anerkennung als alleinige Religion 
haben sich die mannigfal t igen Aufgaben des Gemeindekul tes , die Angehör ige der 
städtischen Führungsschicht als sacerdotes, pontifices u. a. zu erfül len hatten, von selbst 
erledigt. Städtische Kulthandlungen, die f r ü h e r das ganze Gemeinschaftsleben beglei­
teten, waren nun durch eine Verehrung des einen christlichen Got tes ersetzt, die ein 
eigenständiges, aus dem politischen Bereich der civitas losgelöstes Pr ies te r tum in einer 
Gemeinde der Gläubigen, die nicht m e h r mit der Bürgergemeinde identisch zu sein 
brauchte, vollzog. 
Die Stellung der Gemeinwesen im Staat der Spätantike wird allgemein durch die Tat­
sache best immt, daß sie in einen totalen Staat eingegliedert und in allmählicher Nivel­

5 4 ) V g l . STROHEKER 3 8 f r 
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l ierung alle praktisch auf den Rechtsstatus der ehemaligen Unter tanengemeinden (civi-
tates stipendiariae) herabgesunken sind 55). D e r zentralistische Staat kann ohne juristi­
sche Schranken bedingungslos seine eigenen Vollmachten gegenüber den Gemeinden 
festlegen. Schon Ulpian *6) hat im Z u s a m m e n h a n g mit dem Grabrecht den Rechtssatz 
aufgestellt , daß jede Best immung der lex municipalis durch kaiserliche Verfügung auf­
gehoben wird, daß »Reichsrecht« »Stadtrecht« bricht: quia generalia sunt rescripta et 
oportet imperialia statuta suam vim optinere et in omni loco valere. Aber das Bild einer 
ve rkümmer t en Selbstverwal tung in den Kaiserkonst i tu t ionen des 4. u n d 5. Jh . un te r ­
scheidet sich nur wenig von dem, das die Juristenzeugnisse der Digesten aus der 
severischen Zeit , ja mitun te r schon aus dem ausgehenden 2. Jh . darbieten, nur daß hier 
wohl zum Teil noch nicht allgemeinverbindliche Gesetze vorliegen, weil möglicher­
weise 57) die »verbündeten« und »freien« Gemeinwesen, z . T . auch die Kolonien mit 
italischem Recht, nicht eingeschlossen gewesen zu sein brauchen. Seit den diokletiani­
schen R e f o r m e n sind alle einstigen Unterscheidungen aufgehoben. D e m neuen Be­
steuerungssystem der G r u n d ­ und Kopfs teue r sind alle Gemeinwesen, selbst jene 
Italiens, u n t e r w o r f e n . Z w a r besaßen die civitates »Gemeindeland«, dessen Einkünf te 
den Haup tpos t en im städtischen Haushal t bildeten. Aber dieses Land w u r d e wider ­
spruchslos vor dem Jah re 362, wahrscheinlich un te r Konstant ius , f ü r die Res privata, 
die zentrale Domänenverwa l tung , eingezogen und wohl wie bisher an Einzelpächter 
vergeben. Hierdurch w a r die finanzielle Leis tungskraf t der Gemeinden am empfind­
lichsten Punk t getroffen. Da der Staat aber un te r allen Umständen verh indern wollte, 
daß die »Städte« aus Geldmangel auch die staatlichen Gebäude 5 8 ) , insbesondere die 
Befest igungsanlagen, M a u e r n und Tore, verfal len ließen, kam Valentinian I. ^) den 
civitates insoweit entgegen, daß ihnen wenigstens ein Dri t te l der Einnahmen aus der 
Staatskasse zur Ver fügung gestellt w u r d e 6o), damit sie mit diesen Geldern nicht nur 
»städtische«, sondern vor allem staatliche und vom Staat zu finanzierende Aufgaben wie 
die Ins tandha l tung der M a u e r n durchführ ten 6 1 ) . Schon Konstant ius hat te im Jahre 358 
afrikanischen Gemeinwesen 25 Prozen t der vectigalia vornehmlich f ü r die Mauer repa­
ra tu ren zugestanden 6 2) , Julian dann im Jahre 362 den »Städten« sogar die Verfügungs­
gewal t über ihre Einnahmen aus dem Gemeindelandbesi tz zurückgegeben 63). Der Staat, 

55) Vgl. nur Theodos. Nov. 23 v. J. 443 civitates dicioni nostrae subiectas. 
56) Dig. 47, 12, 3, 5. 
57) A u d i in j edem Fall nach der constitutio Antoniniana v. J . 212? 
58) Opera publica Theod. 15, 1, 33. 
59) T h e o d . 15, 1, 33. 
60) T h e o d . 4, 13, 7 v. J . 374 15, *, 18. 5> l ^ 35 v. J . 395­
61) T h e o d . 15, 1, 33; 32 u. a. 
62) Theod. 4, 13, 5 ut ex bis moenia publica restaurentur vel sarcientibus tecta substantia mini-
stretur. 
63) Theod. 10, 3, 1 possessiones publicae. Amm. 25, 4, 15 vectigalia civitatibus restituta cum 
fundis. 
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der durch ein Mach twor t die Gemeinwesen ihrer wesentlichen Einnahmequel le be­
raubte, u m dann durch Uberweisung des Drit tels der Einkünf te als Geldgeber aufzu­
treten — nihil tarn iniquum esse neque a nostris temporibus dissentiens arbitramur, 
quam si eas (sc. civitates) adventiciis quidem subsidiis adiuvari velimus, propriis vero 
facultatibus nudari spoliarique patiamur6^ —, hat hierdurch' die letzten Reste einer be­
scheidenen finanziellen Bewegungsfre ihei t der Gemeinden, deren Einnahmen und Aus­
gaben er seit langem ohnehin über den Stat thal ter und vor allem den curator civitatis 
kontroll ierte, ja lenkte, beseitigt — schon Konstant in hat te die »Städte« angewiesen, 
best immte Summen an den Klerus zu zahlen (Sozomenos 5, 5, 2). Staatliches Domanial­
land, der Res privata unterstel l t und der Aufsicht »städtischer« Organe entzogen, hat te 
sich also nun in größerem Ausmaß bis in das Terr i to r ium der Gemeindewesen hinein 
ausgedehnt, jedoch hat te sich der Staat hier schon f rühe r durch Vermögenseinziehungen 
bei Staatsfeinden oder durch staatliche Ansprüche auf das Intes ta terbe festgesetzt. Bis 
zum Jahre 443 haben sich diese Zus tände erhalten 65). Damals w u r d e n wiederum die in 
der Stadt oder auf dem Lande l iegenden G ü t e r (praedia tarn urbana quam rustica), so­
weit sie in der Zwischenzeit nicht andere Eigen tümer gefunden hat ten und als Domä­
nenland noch vorhanden waren, dem Gemeinwesen übergeben 6 6 \ 
Das gleiche fiskalische Denken wie bei der U b e r f ü h r u n g des Gemeindebesi tzes in die 
staatliche Domänenve rwa l tung hat der Staat bei der Einziehung des nichtchristlichen 
Tempelbesitzes im 4. Jh. bewiesen. Nach der kurzen Reaktion un te r Jul ian 6 7 ) haben 
Valentinian und Valens im Jahre 364 alles Grunde igen tum der Tempel f ü r die staatliche 
Res privata beschlagnahmt 6 8 ) . W e n n dieses Gebiet seinem U m f a n g nach auch nicht mit 
den possessiones publicae verglichen werden kann und im gesamten lateinischenWesten 
ziemlich bedeutungslos war , so ist das Vorgehen doch f ü r das Verhältnis von Gemeinde 
und Staat bezeichnend. Denn der Geldbedarf des Staates kannte schon seit der Severer­
zeit kaum Grenzen, und eine Unzahl juristischer Reglement ierungen dient ausschließ­
lich rein fiskalischen Staatsinteressen, ohne i rgendwie zugleich die auch f ü r den Staat 
letztlich wieder verheerenden Rückwirkungen einer allgemeinen Verelendung und 
Ausbeutung zu berücksichtigen. 
D a ß die Gemeinwesen der Spätantike fast völlig zu staatlichen Verwaltungsbezirken 
degradiert und die herrschaftlichen Elemente die innere O r d n u n g prägten, ist auf der 

64) T h e o d o s . N o v . 23 pr . v. J . 443. 
65) Vgl. aber die Ä n d e r u n g v o m J a h r e 431 Iust . 4, 61, 13 pr . (zum D a t u m SEECK, Reges ten 
125, 39) harte tertiam (portionem) iubemus adeo in dicione urbium munieipumque consistere, 
ut proprii compendii curam non in alieno potius quam in suo arbitrio noverint constituta. Auch 
10, 3, 5 v. J . 400. 15, 1, 41 v. J . 401. Iust . n , 71, 3 v. J. 395 (SEECK, Reges ten 286) loca omnia 
fundive rei publicae . . .perpetuariis conduetoribus locentur. 
66) T h e o d o s . N o v . 23, 1. Vgl . Marc ian . N o v . 3, v. J . 451. 
67) Z u Kons tan t in und Kons tan t ius vgl. n u r Liban. or. 30, 6, 37; 62, 8; zu d e m Vorgehen 
»verschiedener Kaiser« vor 364: T h e o d . 10, 1, 8. 
68) T h e o d . 10, 1, 8 universa loca vel praedia. Vgl . auch 5, 13, 3. F ü r Gra t i an : 16, 10, 20, 1. 
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finanziellen Ebene handgreiflich. Wenn z. B. durch Dekurionenbeschluß irgendein 
Schuldner von seiner Verpflichtung gegenüber der civitas befreit worden war oder 
diese irgendeine Schenkung gemacht hatte, so wurden solche ambitiosa decreta einfach 
für hinfällig erklärt6*). Alt war der Rechtssatz, daß das Vermögen von Bürgern, die 
ohne gültiges Testament und Erben verstorben waren, dem Staat und nicht ihrer 
»Stadt« verfiel. Diokletian hat im Jahre 292 alle noch anerkannten Privilegien in dieser 
Hinsicht aufgehoben (Iust. 10, 10, 1). Bis in Einzelheiten hinein ist der Staat in der 
Person des Statthalters eingeschaltet: si quidem dies non sit ab bis, qui statuas vel ima-
gines ponendas legaverunt, praefinitur, a praeside provinciae tempus statuendum^. 
Die »Stadt« kann mit Mitteln der öffentlichen Hand ohne Genehmigung des Kaisers 
keine neuen Bauten errichten 71), bei privaten Stiftungen entscheidet sogar der Statthal­
ter über die in der Ehreninschrift anzuführenden Namen 72). Es ergibt sich bei solcher 
Kompetenzverteilung zwangsläufig, daß unter den öffentlichen Bauten die Stadtmauern 
und ­tore73) seit dem 3. Jh. die erste Stelle einnehmen und daß allein der Staat über sie 
verfügt. Jede bauliche Veränderung, etwa eine Ausbesserung oder jederlei An­ und 
Aufbauten oder jeder Neubau kann nur mit Erlaubnis des Provinzialstatthalters oder 
sogar des Kaisers erfolgen 74). 
Aber das System der statthalterlichen Kontrolle über die Verwaltung und Verwendung 
öffentlicher Gelder schien dem Staat wegen des Umfangs des statthalterlichen Amts­
sprengels und der Koppelung von administrativen und jurisdiktioneilen Aufgaben noch 
zu weitmaschig zu sein. Darum wurde ein staatlicher Kommissar (curator - /Vo-yia-c^c) 

mit der Aufsicht über das kommunale Vermögen an Kapitalien und Grundbesitz und die 
gesamte Haushaltsführung beauftragt. Die Institution stammte zwar schon mindestens 
aus trajanischer Zeit. Denn seither beorderten die Kaiser gelegentlich Sonderbevoll­
mächtigte meist senatorischen oder ritterlichen Standes für eine Gruppe von »Städten« 
oder auch nur für einzelne, um den städtischen Etat auszugleichen oder sogar den dro­
henden Bankrott abzuwehren. Diese curatores oder correctores wurden oft schon 
wegen ihres gesellschaftlich­politischen Rangs und ihrer unbefristeten kaiserlichen Mis­
sion zu wirklichen Gebietern der »Städte« 75). Im ausgehenden 3. Jh. hatten wohl fast 
alle Gemeinden solche Kommissare — selbst in »Städten« des wirtschaftlich blühenden 
Nordafrika begegnet der erste bekannte curator unter Septimus Severus i. J. 19676). 

69) Ulp. dig. 50, 9, 4 pr. Vgl . Marcian. 50, 1, 10 simile Privilegium fisco nulla civitas habet in 
bonis debitoris, nisi nominatim id. a principe datum est. 50, 9, 4, 1 u. a. 
70) Ulp. dig. 50, 10, 5. 
71) Macer. dig. 50, 10, 3, 1. Ausführlich darüber JONES 135 f. 
72) Ulp. 50, 10, 2, 1 f. 
73) W i e etwa die horrea publica, vgl. nur den Befehl Theod. 15, 1, 38 v. J. 398 cuncta privata 
aedißcia quae coniuncta horreis publicis esse cognoverit, dirui ac demoliri praecipiet. 
74) Ulp. dig. 1, 8, 9, 4. Modest . 50, 10, 6 (Kaiser Marcus) . 
7 5 ) Z u r I n s t i t u t i o n v g l . KORNEMANN, R E 4 , 1 8 0 6 f . JONES 1 3 6 f f . 

7 6 ) LUCAS, J R S 1 9 4 0 , 5 6 f f . 
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Konstantin hat dieses Amt mit Rücksicht auf die große Zahl der civitates, die alle einen 
curator haben sollten, mit einem anderen Personenkreis besetzt. Hinfort wählten 
nämlich die Kurialen aus ihren eigenen Reihen den curator, der zum höchsten Magistrat 
der Gemeinde vor den duoviri aufrückte (die offiziellen Dekurionenverzeichnisse füh­
ren ihn an der Spitze der Dekurionen an) 77), der aber ohne Kollege und unbefristet 
tätig war und hierdurch die alten Grundsätze für eine Magistratur im römischen Raum, 
Kollegialität und Annuität der Ämter, verletzte. Diese Sonderstellung im Gemeinwesen 
verrät sich auch darin, daß er nicht dem Kurialenrat, sondern dem Statthalter, also 
dem Staate verantwortlich war und fast zu deren Exekutivorgan wurde, daß die kaiser­
liche Regierung ihn bestätigte und seine Bestallungsurkunde ausstellte 7G) und daß aus­
drücklich nur Dekurionen gewählt werden durften, die in ihrer Heimat alle munera 
abgeleistet 79) und damit z. B. auch eine der Bedingungen erfüllt hatten, die damals für 
die Übernahme eines senatorischen Amtes gestellt waren (s. S. 26). Mit dem curator, 
dessen Amtsvollmachten als höchster Magistrat weit über seine ursprüngliche Haupt­
aufgabe, die Aufsicht über die städtischen Ausgaben und Einnahmen nach den Wei­
sungen des Statthalters zu führen, hinausreichen8o), hatte der Staat ein ständiges Kon­
trollorgan mit Befugnissen zur Exekutive in jeder »Stadt« zur Hand, dessen Allgegen­
wart dem Dekurionen nur dadurch erträglicher gemacht war, daß er selbst ein Deku­
rione der »Stadt« gewesen und von ihnen selbst erwählt war und letztlich doch nur 
einen auch sonst allgegenwärtigen, totalen Staat vertrat. 
Denn überall regierte der Staat, nicht das Gemeinde­, sondern das Staatsinteresse. Der 
ordo decurionum kann z.B. niemandem Immunität verleihen8l). Selbst der Statthalter 
darf noch nicht einmal vom kurialen Dienst befreien82). Ihm, und nicht einer kommu­
nalen Instanz, obliegt es aber, für eine gerechte Verteilung der munera und Bekleidung 
der Magistraturen in der »Stadt« zu sorgen8^, so wie er auch einen gewählten städti­
schen Magistrat zwingen kann, seinen mit dem Amt verbundenen Verpflichtungen 
nachzukommen84). Der Statthalter als Aufsichtsorgan kann durch seine Empfehlung 
seinen Einfluß auf die Besetzung der Ämter ausüben und durch persönliche Gegenwart 
sein Gewicht verstärken 
77) Vgl . e twa C I L V I I I 2462. Vgl . auch W i d m u n g e n mit : curator rei publicae cum ordine (z. B. 
C I L V I I I 7 6 8 ; 5 3 3 7 u . a . ) o d e r u m g e k e h r t . KORNEMANN a . a . O . 1 8 1 0 . 

78) Vgl . T h e o d . 12, 1, 20 v. J . 331. I m Ostgo tenre ich Theode r i chs w i r d er noch v o m König 
bes tä t ig t : Cassiod. Var. 7, 12. 
79) T h e o d . a. a. O . 
8 0 ) V g l . KORNEMANN 1 8 1 0 . 

81) Iust . 10, 47, 1 exceptis qui liberalium studiorum antistites sunt et qui medendi cura fungun-
tur. Die W a h l der medici als A u s n a h m e auch bei Ulp. dig. 50, 9, 1 — ordinis ambitiosa decreta 
sacris constitutionibus reprobantur (Diokl . u. M a x i m i a n Iust . 10, 47, 2). 
82) Iust . 10, 32, 14 v. J . 313. 
8 3 ) Ulp . dig. 5 0 , 4 , 3, 15 . 

8 4 ) A. a. O . 5 0 , 4 , 9 . 
85) Ulp . dig. 49 ,4 ,1 ,3 , u. 4 si praesesin ordine fuerit (utfieriadsolet) cum ab ordine crearetur quis. 
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d a ß i n d e r s p ä t a n t i k e n civitas z w a r a ls R u d i m e n t e d i e a l t e n I n s t i t u t i o n e n f o r m a l w e i t e r ­

b e s t e h e n ( a u s g e n o m m e n w o h l m e i s t d i e V o l k s v e r s a m m l u n g ) , w e i l s ich d e r z e n t r a l i s t i ­
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t i o n ä r e d e s S t a a t e s o h n e G e h a l t d i e u n t e r g e o r d n e t e , l o k a l e A d m i n i s t r a t i o n i n e i n e m 
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s t a a t l i c h e r F u n k t i o n e n s i c h e r z u s t e l l e n . A l s u n t e r D i o k l e t i a n d i e V e r w a l t u n g s b e z i r k e 

Ä g y p t e n s (vop.ot) z u » S e l b s t v e r w a l t u n g s e i n h e i t e n « , z u » S t ä d t e n « u m g e b i l d e t w u r d e n , 

d a ü b e r n a h m b e z e i c h n e n d e r w e i s e e i n k a i s e r l i c h e r B e a m t e r , d e r exactor civitatis d i e 

F u n k t i o n d e s f r ü h e r e n S t r a t e g e n 8 6 ) . D e r S t a t t h a l t e r i s t d e r w a h r e G e b i e t e r j e d e r 

» S t a d t « d e s t o t a l e n s p ä t r ö m i s c h e n S t a a t e s . 

D i e s e w e i t g e h e n d e A u s s c h a l t u n g v o n R a t u n d M a g i s t r a t e n w a r m i t h i n d u r c h d i e B e s t a l ­

l u n g d e s curator d e u t l i c h g e w o r d e n . Sie v e r s t ä r k t e s ich n o c h i m 4. J h . d a d u r c h , d a ß 

z u s ä t z l i c h e i n z w e i t e r s t a a t l i c h e r K o m m i s s a r , d e r defensor civitatis, i n d i e S t a d t v e r w a l ­

t u n g e i n d r a n g . S e i n E i n f l u ß ü b e r r a g t e v o n A n f a n g j e n e n d e s curator a u f G r u n d s e i n e s 

ü b e r l e g e n e n R a n g s . D e n n e r s o l l n i c h t , w i e j e n e r , d e m K r e i s e d e r K u r i a l e n , s o n d e r n 

d e m h ö h e r e r S t a a t s b e a m t e n , d e r P r o v i n z i a l s t a t t h a l t e r , A d v o k a t e n , A g e n t e s i n R e b u s , 

P a l a t i n i u n d d e r L e i t e r d e r g r o ß e n D i e n s t s t e l l e n d e s P r a e t o r i a n e r p r ä f e k t e n u n d D i ö ­

z e s a n v i k a r s e n t n o m m e n w e r d e n w o b e i K u r i a l e a u s d r ü c k l i c h a u s g e s c h l o s s e n s i n d . 

A l s d i e s e s A m t u m 3 6 5 8 8 ) e i n g e r i c h t e t w u r d e — A n s ä t z e f ü r e i n e s o l c h e F u n k t i o n finden 

s ich i n Ä g y p t e n se i t K o n s t a n t i n i n d e r S t e l l u n g d e s IxSixo? - a6v8ixo? 89> —, w u r d e s e i n e 

W i c h t i g k e i t a u c h d a d u r c h u n t e r s t r i c h e n , d a ß d e r defensor v o n d e r n a c h d e r k a i s e r l i c h e n 

h ö c h s t e n V e r w a l t u n g s s t e l l e , d e m P r a e t o r i a n e r p r ä f e k t e n , e r n a n n t w u r d e u n d s ich d e r 

K a i s e r ü b e r d i e W a h l M i t t e i l u n g e r b a t 9 o ) . D i e s e f r e i e E n t s c h e i d u n g d e s P r ä f e k t e n 

w u r d e i. J . 3 8 7 i n s o w e i t e i n g e s c h r ä n k t , als d i e civitatcs e i n V o r s c h l a g r e c h t e r h i e l t e n u n d 

d e r P r ä f e k t a n g e w i e s e n w u r d e , m ö g l i c h s t d i e s e n V o r s c h l a g z u b e r ü c k s i c h t i g e n 9') . 

22 J a h r e s p ä t e r so l l i m W e s t r e i c h d a s G e m e i n w e s e n i h n w ä h l e n , d e r P r ä f e k t a b e r i h n 

n u r b e s t ä t i g e n 92>. B e i d i e s e r G e l e g e n h e i t e n t h ü l l t s ich a b e r ü b e r z e u g e n d , d a ß n a c h d e r 

A u f f a s s u n g d e r k a i s e r l i c h e n R e g i e r u n g d e r W i l l e e i n e r » S t a d t « n i c h t m e h r d u r c h d a s 

V o t u m d e s R a t s a u s g e d r ü c k t w i r d , d a ß a l s o d i e K u r i a l e n u n d d i e h ö c h s t e n M a g i s t r a t e 

n i c h t m e h r als d i e g ü l t i g e n R e p r ä s e n t a n t e n i h r e r G e m e i n w e s e n a n e r k a n n t (s . S. 2 9 ) , 

d a ß n e u e K r ä f t e u n d M a c h t f a k t o r e n i n n e r h a l b e i n e s G e m e i n w e s e n s a u f g e s t i e g e n s i n d , 

86) Vgl . JONES, Cities of the Eastern R o m . Provinces 1937, 316 ff. 
87) T h e o d . 1, 29, 1 u. 3. 
88) Vgl . dazu SEECK, Reges ten 224 z. 27. Juni 365 und 32 Zei le 18 und 215 z. 11. April 364. 
89) D e r erste begegnet im Jahre 332, jedoch erscheint eine Einführung durch Dioklet ian nicht 
völ l ig ausgeschlossen: REES, Journ. jurist. Papyr. 6, 1952, 73 ff. 
90) T h e o d . 1, 29, 1. 
91) 1, 29, 6 hi potissimum constituantur defensores, quos decretis elegerint civitates. 
92) Seit 458 Bestät igung durch den Kaiser: N o v . Maior. 3. 
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auf deren St imme der Staat Gewich t legte ode r legen m u ß t e . Die W a h l w i r d , freil ich in 
einer Situat ion, als Alarich in I ta l ien s tand, den Bischöfen, d e m Klerus , den honorati, 
den G r u n d b e s i t z e r n u n d Kur ia l en übertragen93). Die ve rhä l tn i smäß ig h o h e Stel lung 
des defensor in der Beamtenh ie ra rch ie w a r in der Tat eine Vorausse tzung f ü r das A m t , 
v e r b ü r g t e i h m aber s o f o r t eine Ausnahmes t e l l ung i nne rha lb der G e m e i n w e s e n . D e n n 
er sollte zunächst gleichsam als P a t r o n der plebs, als defensor plebis, den sozial Schwa­
chen beis tehen u n d sie gegen U n t e r d r ü c k u n g , A u s b e u t u n g u n d alle Ungerech t igke i t en 
der »Mächt igen« schützen 94). Die E i n f ü h r u n g dieses staatl ichen Kommissa r s s teht 
zweife l los im Z u s a m m e n h a n g m i t dem K a m p f Valent inians gegen die Pa t roz in iums­
b e w e g u n g , d. h. gegen den Senatorenstand95). I n den »Mächt igen« sollen die g r o ß e n 
G r u n d h e r r e n , v o r allem auch die S t a a t s f u n k t i o n ä r e 96), ge t ro f f en w e r d e n , die bei der 
Bestechlichkeit der k a u m ü b e r s e h b a r e n staat l ichen Bürokra t i e auf Kos ten der o h n ­
mächt igen kleinen Leu te ih re Geschäf te machten , of t eigene Las ten abwälz ten . Auch 

hier w a r der fiskalische Staatsegoismus mi t im Spiele, u n d bei d e m neuen A m t gerade 
auch an eine o r d n u n g s g e m ä ß e U m l a g e u n d E i n t r e i b u n g der G r u n d s t e u e r gedacht97). 
W e n n m a n die D e k u r i o n e n , auch jene, die alle munera abgeleistet ha t ten , v o n diesem 
A m t ausschloß, so doch w o h l , wei l zunächst der defensor auch gegen sie einen Schutz 
geben soll te9 8) , aber bald w u r d e n auch die Kur ia l en u n d die K u r i e b e t o n t u n t e r den 

besonde ren Schutz des defensor gestell t : plebem tantum vel decuriones ab omni inpro-
borum insolentia et temeritate tueantur^. D a m i t ist die p a r a d o x e Si tuat ion gekenn­

zeichnet, daß der Staat nicht n u r i nne rha lb der u n t e r s t e n Verwal tungse inhe i t en , der 
G e m e i n w e s e n , ein staatliches Schu tz in s t rumen t gegen seine eigene Bürokra t i e a u f ­

baute , sonde rn auch, daß das v e r f a s s u n g s m ä ß i g höchste O r g a n der »Stadt«, der D e k u ­
r ionenra t , zu seinem eigenen »Schutz« einen staatl ichen Schutzvogt zugewiesen bekam, 
er einen solchen offensichtl ich benö t ig te , u m v o r der Wil lkü r , der Käuf l ichkei t u n d 
allen »Ungerecht igke i ten« staat l icher Behörden , aber auch der g r o ß e n G r u n d h e r r e n 

seines Gebie tes ver te id ig t zu w e r d e n . 
Die Vol lmachten des Amtes , das w o h l zunächst u n b e f r i s t e t I o o ) , spä te r (mindes t? ) f ü n f ­

93) Iust. 1, 55, 8. Vgl. auch die Interpretatio zu Theod. 1, 29, 6 v. J. 387 hi instituantur civita-
tum defensores, quos consensus civium et subscriptio universorum elegisse cognoscitur. 
94) Theod. 1, 29, 1 v. J. 368 ut plebs . . . officiis patronorum contra potentium defendatur in-
iurias. 3V.J.368 proplebe. 4V.J.368 plebibus ...patroni.\ust.i,55,$\.~$.T,%5parentisvicemplebi. 
9 5 ) HöPFNER , R e v . H i s t o r . 1938, 225. 
96) Vgl. Iust. 1, 55, 4 v. J. 385 officialiwn insolentiae, iudicum procacitati salva reverentia 
pudoris occurras. Auch Amm. Marc. 30, 9, 1. 
97) Vgl. nur Iust. 1, 55, 4. 
98) Die häufige und ursprüngliche Formulierung »Schutz der plebs« beweist das, da die Deku­
rionen nicht zur plebs gehörten. 
99) Theod. 1, 29, 7 v. J. 392. In der Interpretation heißt es dazu: defensores secundum suum 
nomen curiarn vel plebem sibi commissam cum omni iustitia et aequitate defendant. 
100) Vgl. CIL X 7017. 
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jährig101* g e f ü h r t wurde , sind b e w u ß t vieldeutig fo rmul ie r t gewesen. D a r u m verwei­
sen kaiserliche Konst i tu t ionen so oft auf den im N a m e n l iegenden Gesamtau f t r ag I 0 2 ) . 
Seine faktische Macht beruh te vornehmlich auf seiner hohen Rangklasse, der hinter 
ihm stehenden staatlichen Autor i t ä t und seiner persönlichen In tegr i tä t 103). Denn seine 
wirksame Tätigkeit lag vor allem darin, Beschwerden zu Protokol l zu nehmen — daraus 
hat sich sein A m t zu einer Beurkundungsbehörde entwickelt I04) — und an die Staats­
stellen, die Abhil fe zu geben vermochten , weiterzulei ten. D a r u m hat er jederzeit un­
mit te lbaren Z u g a n g zum Stat thal ter IO*>, bei einem Vorgehen gegen diesen natürlich bei 
einer höheren Diensts te l le I o 6 ) . Im Jah re 409, in dem ein anderes Wahlve r fah ren ange­
ordnet , vor allem die Kirche eingeschaltet w u r d e (s. S. 35), konn te der defensor in 
dem Falle, daß i rgend j emand gegen die staatliche O r d n u n g zum Schaden der G r u n d ­
e igentümer etwas un te rnehme, unmi t te lbar an die höchsten Stellen der regionalen u n d 
zentralen Verwal tung — praefecti praetorio, magistri equitum und peditum I07>, magi-
stri officiorum und die comites sacrarum largitionum und rerum privatarum — Mel­
dung machen Io8), schon im Jah re 3 84 an den Kaiser, w e n n Tr ibunen oder Soldaten sich 
außerhalb ihrer Garnisonen auf pr iva tem Grundbes i t z herumtr ieben I09>. 
Aus dem allgemeinen A u f t r a g erwuchs ein i m m e r umfassenderes Aufsichtsrecht inner­
halb der civitas110\ wobei durch ihn der curator aus seiner f r ü h e r e n Machtposi t ion 
zurückgedrängt und m e h r auf die Finanzkontrol le eingeengt w u r d e (wir können keine 
genaue Abgrenzung beider Kompe tenzen v o r n e h m e n ) . W e n n der defensor auch eine 
weite Polizeigewalt besaß 11 : ) , so w a r ihm doch ausdrücklich jede Strafgerichtsbarkei t 
entzogen und da rum auch die A n w e n d u n g der Fol ter im Ermi t t lungsve r fah ren ver­
boten I I 2 \ Anderersei ts liegt eine beschränkte Zivilgerichtsbarkeit in Bagatellsachen in 
seinen H ä n d e n "3). Die Befugnisse der iudices pedanei, die der Stat thal ter zur eigenen 

101) CIL XI 15. Iust 1, 55, 4 als Interpolation. 
102) Typisch: Theod. 1, 29, 7 nominis sui tantum fungantur officio. 
103) Vgl. schon bei den Ausführungsbestimmungen Theod. 1, 29, 1 z. J. 368 idoneis moribus 
quorum vita anteacta laudatur. Bekenntnis zur Orthodoxie Iust. 1, 55, 8 v. J. 409. 
104) Protokollaufnahmerecht für städtische Magistrate: Iust. 1, 56, 2 v. J. 366. 
105) Iust. 1, 55, 4 v . J . 385. 
106) Vgl. nur Theod. 3, 11, 1, 1 v. J. 380. 
107) Man mag für die Heermeister etwa an Fälle wie Theod. 7, 12, v. J. 384 denken. 
108) Iust. 1, 55, 8. 
109) Theod. 7, 1, 12. 
110) Für die Einzelheiten vgl. SEECK, RE 4, 2369m Es mag dabei auch angeführt werden, daß 
er vorübergehend für die Steuereintreibung bei den minores possessores, den plebei also, zu­
ständig war: Theod. 11, 7, 12 v. J. 383. 
111) SEECK 2370. 
112) Theod. 1, 29, 7 v. J. 392 nullas infligant multas, nullas (dafür ist Iust. I, 55, 5 severiores 
non gesetzt) exerceant quaestiones. Die Interpretatio: nullum de innocentibus aut condemnare 
aut verberare praesumant. 
113) Vgl. Theod. 1, 29, 2 v. J. 365 si quis de tenuioribus ac minusculariis interpellandum te 
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Entlastung mit der Bearbeitung von Bagatellsachen beauftragen konnte gehen also 
auf den defensor über. Der Staat hat so fast vollständig die Jurisdiktion in einer civitas 
an sich gerissen, nachdem schon im Laufe des 3. Jh. der Statthalter die zivile Gerichts­
barkeit der höchsten Stadtmagistrate Stück für Stück abgebaut hatte. Trotzdem müssen 
etwa die duoviri gewisse Formen der Bagatellgerichtsbarkeit nach wie vor in Konkur­
renz zu dem defensor behalten haben 
Das Amt des defensor hat noch im 5. Jh. manchen Wandel erlebt und ist durch den Ver­
fall des Westreiches, die Korruption der Bürokratie und den Mangel an Kandidaten 
zeitweilig entwertet worden. Die verschiedenen Phasen beschäftigen uns hier nicht. 
Unzweifelhaft aber ist dieser staatliche Kommissar die beherrschende Persönlichkeit 
jeder civitas, die auch'meist seine Heimat war I l 6 ) , so daß er als ordinis possessoris 
populique rector bezeichnet werden konnte IR7>. Durch ihn waren die Magistrate des 
Gemeinwesens und der Kurialenrat noch stärker entmachtet als durch die Einsetzung 
des curator. 
Während aber hierin nur eine Entwicklung, die von Anfang an als Möglichkeit gegeben 
war, zu Ende ausläuft, ist durch den Sieg des Christentums und sein Eindringen in die 
»Stadt« des 4. und 5. Jh. ihr Gefüge umgestaltet und die längst erledigte Antithese von 
Zentralgewalt und kommunaler Selbstverwaltung durch eine andersartige Problematik 
abgelöst und zugleich das wesentliche Kontinuitätselement zwischen der spätrömischen 
und frühmittelalterlichen »Stadt« sichtbar geworden. Die Auslösung der kultisch­
religiösen Sphäre aus dem politischen Raum der Bürgergemeinde und die Regelung des 
Verhältnisses der christlichen Bürger zu ihrem Gott durch ein Beruf spriestertum (s. S. 29) 
haben, wie die andere Wertung der »Dinge dieser Welt«, in den Gemeinwesen revolu­
tionierend gewirkt. Da sich die Territorialverfassung der Kirche weitgehend an jene 
des Staates anschloß und jeweilig die »Stadt« im engeren Sinne der Ansatzpunkt der 
christlichen Mission war" 8 ' , wurde auch die »städtische« Siedlung zum Sitz des 
Bischofs, dessen geistliche Gewalt im Anfang keineswegs auf das »städtische« Gebiet 
beschränkt war. Aber mit der allmählichen festen Abgrenzung von Amtssprengeln im 
4. Jh. ist bald fast überall die Diözese der Kirche mit der civitas identisch geworden. 
Die Unterstellung der ländlichen Pfarreien, d. h. des Territoriums einer »Stadt«, unter 
den Stadtbischof wirkte der sonst zu beobachtenden Lockerung der Bindung von 

(sc. defensorem Senecam) esse crediderit, in minoribus causis (in Iust. 1, 5 5 , 1 w i r d das Streit­
ob jek t fes tgelegt : id est usque ad L solidorum summam) acta conficias: scilicet ut, st quando 
quis — es fo lgen die Fälle — postulaverit vel quodlibet horum tua disceptatione restituas. 
114) Vgl . Iust . 3, 3, 2 v. J . 294 u n d T h e o d . 1, 16, 8 v. J . 362. 
115) Vgl . nur Iust . 10, 32, 53 v. J . 412 an den P r o k o n s u l von Afr i ca duumvirum impune non 
liceat extollere potestatem fascium extra metas territorü propriae civitatis. 
1 1 6 ) SEECK, R E 4 , 2 3 6 7 . 

1 1 7 ) C I L X 4 8 6 3 . SEECK a . a . O . 2 3 6 9 . 

118) Vgl . n u r die Bedeu tung v o n paganus — e8vtx6<; 
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»Stadt« und Land (s. S. 28 f.) entgegen und ist die stärkste Klammer der alten Einhei t 
geworden . Freilich konn te sich diese O r d n u n g an manchen Stellen erst nach Beseitigung 
von Widers tänden durchsetzen. 
Die neue Kraf t , die in der Kirche und im Bischofsamt innerhalb eines Gemeinwesens 
heranwuchs, w a r auch ohne alle Ü b e r t r a g u n g staatlicher Auf t r äge in einer Gemein­
schaft von Chris ten eine starke »politische Macht«, da sie von einer großen geistlichen 
und moralischen Autor i tä t , der sich alle ohne Unterschied des Standes und Ranges 
beugten, getragen war . Allein die Stellung der Kirche als Staatskirche macht es begreif­
lich, daß die Bischöfe auch zu staatlichen Aufgaben herangezogen wurden . Aber auf 
zwei Wegen ist diese Stellung des Bischofs in einer civitas noch wesentlich gestärkt 
worden . Schon Konstan t in hat ihm eine zivile Gerichtsbarkei t in weltlichen Angelegen­
heiten verliehen I2o ): Jede Partei kann einen zivilrechtlichen Prozeß auch gegen den 
Willen der anderen vor den Bischof bringen, sogar noch dann, w e n n das Verfahren 
schon vor dem Stat thal ter angelaufen war . Wegen der Formlosigkeit des prozessualen 
Vorgehens, der N ä h e der bischöflichen Residenz im Vergleich zu jener des Statthalters 
und des größeren Vertrauens in den Spruch des Bischofs (vor allem, solange die Richter 
noch nicht alle Christen waren) , w u r d e die bischöfliche Entscheidung besonders von 
ärmeren Bevölkerungskreisen häufig angerufen . A m E n d e des Jahrhunder t s ist dann 
die audientia episcopalis insoweit eingeschränkt worden , als eine vorher ige U n t e r w e r ­
fungserk lä rung des Beklagten ver langt w u r d e D e r Staat übe rnahm jedoch in jedem 
Fall die Vollstreckung der bischöflichen Urtei le . 
Die geistliche Zivilgerichtsbarkei t in weltl ichen Angelegenheiten, auch eine bloße 
Schiedsgerichtsbarkeit, w a r eine Ü b e r t r a g u n g staatlicher Funkt ionen an ein außer ­
staatliches O r g a n und erklär te sich nur aus der neuen Stellung des »Priestertums« in 
einer Religion, die den monotheist ischen Ausschließlichkeitsanspruch ver t ra t , und in 
einem Staat, der die Kirche nicht nur als Heilsbringerin, sondern auch als Quelle göt t ­
lichen Rechtes und göttl icher O r d n u n g auf faß te und Vert rauen zu den Bischöfen hatte . 
Die Einschal tung der kirchlichen Macht w a r in der römischen Welt etwas Unerhör t e s 
und vergleichbar mit der w o h l als Vorbild dienenden Zivilgerichtsbarkeit der jüdischen 

119) Vor allem für den Osten sei nur an die Kämpfe gegen die »Landbischöfe«, den Chorepi­
skopat, die um die Einschränkung der Weihe und Jurisdiktionsgewalt geführt wurden, erinnert: 
GOTTLOB, Der abendl. Chorepiskopat (Kanon, stud. u. Texte 1), 1928. In den donatistischen 
Auseinandersetzungen Afrikas waren selbst im Gebiet der »Stadt« Hippo Regiu«, ja auch für 
Grundherrschaften, eigene Bischöfe eingesetzt: KIRSTEN, Reallex. f. Antike u. Christent. 2, 1112. 
120) Theod. 1, 27, 1. Const. Sirmond. 1. In unserem Zusammenhang ist die Frage über die 
rechtliche Natur und die Entwicklung der sogenannten audientia episcopalis, ob es sich nun 
dabei um ein Schiedsgericht oder Jurisdiktion oder gar um Zwischenstufen handelt, gleich­
gültig. 
121) Arcadius i. J. 398: Iust. 1, 4, 7. Honorius i. J. 408: 1, 4, 8. vgl. auch Valentinian III.: N o v . 
34, 1 v. J. 452, w o ausdrücklich eine vorherige Vereinbarung der Prozeßgegner über die An­
rufung des bischöflichen Gerichts verlangt wird. 



Z U R V E R F A S S U N G D E R S P Ä T A N T I K E N » S T A D T « 39 

Patr iarchen 1Z1\ sie w a r u m so unerhör te r , als im Blickwinkel der »Städte« zur gleichen 
Zei t die zivile Jurisdikt ion der Magis t ra te immer stärker durch die Tätigkeit staatlicher 
Kommissare eingeschränkt w a r und zudem die bischöfliche Gerichtsbarkeit in gewissen 
Bereichen mit der statthalterl ichen konkur r ie r te und keineswegs nur Bagatellsachen 
umfaß te . 
D e r zweite Weg, auf dem sich die Stellung der Bischöfe in einem Gemeinwesen stei­
gerte, w a r ihre wirtschaftliche Macht . Da die Kirche (als corpus) in den römischen 
Rechts formen grundsätzlich erwerbsfäh ig w a r und seit dem Jahre 3 21 Legate empfan­
gen konn te I 2 3 ) , hat der f r o m m e Sinn der Gläubigen durch letztwillige Z u w e n d u n g e n 
und Schenkungen verschiedener Ar t der Kirche zu einem solchen Reichtum verholfen , 
daß der Staat darüber beunruh ig t w e r d e n konn te 1Z*\ Die Kirche erscheint auch als 
ansehnliche Grunde igen tümer in , hat aber vergeblich da rum gekämpft , vom Staat eine 
Befre iung von der Grunds teue r zu erhal ten I2*>, anderseits erreichte sie f ü r ihren Besitz 
oder f ü r die Kleriker wichtige Immuni t ä t en — von den munera sordida und extra-
ordinaria ll6\ von der capitatio I27). Ihre finanziellen Mitte l waren bald so groß, daß sie 
nicht nur f ü r die laufenden Ausgaben und f ü r die E r f ü l l u n g kari ta t iver Zwecke aus­
reichten, sondern mit ihnen auch zunehmend die Err ich tung oder E r n e u e r u n g öffent­
licher Bauten durchgeführ t w e r d e n konnten — Stadtmauern, Kastelle, Brücken, Bäder, 
Aquädukte werden hier genannt . Der Zusammenbruch der Zent ra lgewal t in den 
W i r r e n des 5. Jh. und das Versagen der staatlichen Verwal tung haben zwangsläufig den 
Bischof mit der E n t w e r t u n g des defensor-Amtes zum tatsächlichen Her ren der civitas 
gemacht und jene Entwicklung vorberei te t , die zu einer bischöflichen Stadtherrschaft 

des Mittelal ters g e f ü h r t ha t I 2 8 ) . 
Hierdurch hat der St ruk tu rwande l der »Stadt« in spätrömischer Zei t seine letzte Stufe 
erreicht. 

122) Bezeichnend ist, daß die neue Regelung der Jurisdiktion für die Patriarchen durch eine 
Konstitution vom 3. Februar 398 (Theod. 2, 1, 10), für die Bischöfe durch eine solche vom 
27. Juli 398 mit ähnlichen Formulierungen erfolgte. 
123) Theod. 16, 2, 4. 
124) Vgl. nur das Verbot Theod. 16, 2, 20 v. J. 370. 
125) Vgl. 16, 2, 15 v. J. 360. 
126) 11, 16, 15 v. J. 382, 11, 16, 2 v. J. 397 mit Bezug auf frühere Kaiser. 
127) 16, 2, 2 v. J. 313 ab omnibus muneribus excusentur. 
128) Für das oströmische Reich vgl. nur Iust. 1, 4, 26 v. J. 530 mit den weiten Kontrollaufgaben 
des Bischofs und dreier angesehener Bürger der civitas. 


